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Statusfeststellung von Erwerbstätigen 
 

Durch das Gesetz zur Förderung der Selbständigkeit vom 20.12.1999 (BGBI. 2000 I S. 2) 
wurde ein gesondertes Anfrageverfahren zur Statusfeststellung Erwerbstätiger eingeführt. 
Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung hatten die sich hieraus ergebenden Aus-
wirkungen auf die versicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Regelungen in einem ge-
meinsamen Rundschreiben zusammengefasst. Das Rundschreiben wurde aufgrund gesetzli-
cher Änderungen durch das  

- Zweite Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23.12.2002 
(BGBl. I S. 4621) 

- Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24.12.2003 
(BGBl. I S. 2954) 

- Gesetz zur Vereinfachung der Verwaltungsverfahren im Sozialrecht (Verwaltungsver-
einfachungsgesetz) vom 21.03.2005 (BGBl. I S. 818) 

- Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze 
vom 19.12.2007 (BGBl. I S. 3024) 

- Gesetz zum Abbau verzichtbarer Anordnungen der Schriftform im Verwaltungsrecht 
des Bundes vom 29.03.2017 (BGBl. I S. 626) 

sowie zwischenzeitlich ergangener Rechtsprechung und erzielter Besprechungsergebnisse 
regelmäßig aktualisiert.  

Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen 
und zur Änderung anderer Gesetze vom 16.07.2021 (BGBl. I S. 2970) ist das Anfrageverfah-
ren weiterentwickelt worden. Die Änderungen sollen ab 01.04.2022 eine frühere, einfachere 
und schnellere Statusbeurteilung ermöglichen. Sie betreffen insbesondere 

- die Beschränkung der Statusbeurteilung auf die Feststellung einer abhängigen Be-
schäftigung oder selbständigen Tätigkeit (Elementenfeststellung) 

- die Statusentscheidung gegenüber Dritten 

- das Antragsrecht für Dritte  

- die Statusbeurteilung vor Aufnahme der Erwerbstätigkeit (Prognoseentscheidung) 
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- die Statusbeurteilung für gleiche Auftragsverhältnisse (Gruppenfeststellung) 

- die Möglichkeit einer mündlichen Anhörung im Widerspruchsverfahren 

Die Statusentscheidung gegenüber Dritten, die Möglichkeit der Antragstellung Dritter, der 
Prognoseentscheidung und Gruppenfeststellung sowie der mündlichen Anhörung im Wider-
spruchsverfahren sind bis 30.06.2027 befristet. Bis 31.12.2025 soll die Deutsche Rentenver-
sicherung Bund dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales über ihre Erfahrungen dazu 
berichten.  

Das aktualisierte Rundschreiben löst mit Wirkung ab 01.04.2022 das bisherige Rundschrei-
ben vom 21.03.2019 ab.  
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1 Gesetzliche Vorschriften 

 
§ 336 SGB III i. d. F. bis 31. März 2022 

Leistungsrechtliche Bindung 
Stellt die Deutsche Rentenversicherung Bund im Verfahren nach § 7a Absatz 1 des Vierten Buches 
die Versicherungspflicht nach diesem Buch durch Verwaltungsakt fest, ist die Bundesagentur hinsicht-
lich der Zeiten, für die der die Versicherungspflicht feststellende Verwaltungsakt wirksam ist, an diese 
Feststellung leistungsrechtlich gebunden. 

 

§ 453 SGB III 
Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments  

und des Rates über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen  
und zur Änderung anderer Gesetze 

§ 336 in der bis zum 31. März 2022 geltenden Fassung ist weiter anzuwenden, wenn die Deutsche 
Rentenversicherung Bund im Verfahren nach § 7a Absatz 1 des Vierten Buches in der bis zum 31. 
März 2022 geltenden Fassung die Versicherungspflicht nach diesem Buch durch Verwaltungsakt fest-
gestellt hat. 

§ 7 SGB IV 
Beschäftigung 

(1) Beschäftigung ist die nichtselbständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis. Anhalts-
punkte für eine Beschäftigung sind eine Tätigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die Ar-
beitsorganisation des Weisungsgebers. 

(1a) bis (4) ... 

§ 7a SGB IV 
Feststellung des Erwerbsstatus 

(1) Die Beteiligten können bei der Deutschen Rentenversicherung Bund schriftlich oder elektronisch 
eine Entscheidung beantragen, ob bei einem Auftragsverhältnis eine Beschäftigung oder eine selb-
ständige Tätigkeit vorliegt, es sei denn, die Einzugsstelle oder ein anderer Versicherungsträger hatte 
im Zeitpunkt der Antragstellung bereits ein Verfahren zur Feststellung von Versicherungspflicht auf-
grund einer Beschäftigung eingeleitet. Die Einzugsstelle hat einen Antrag nach Satz 1 zu stellen, 
wenn sich aus der Meldung des Arbeitgebers (§ 28a) ergibt, dass der Beschäftigte Ehegatte, Lebens-
partner oder Abkömmling des Arbeitgebers oder geschäftsführender Gesellschafter einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung ist. 

(2) Die Deutsche Rentenversicherung Bund entscheidet aufgrund einer Gesamtwürdigung aller Um-
stände des Einzelfalles, ob eine Beschäftigung oder eine selbständige Tätigkeit vorliegt. Wird die ver-
einbarte Tätigkeit für einen Dritten erbracht und liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass der Auftrag-
nehmer in dessen Arbeitsorganisation eingegliedert ist und dessen Weisungen unterliegt, stellt sie bei 
Vorliegen einer Beschäftigung auch fest, ob das Beschäftigungsverhältnis zu dem Dritten besteht. Der 
Dritte kann bei Vorliegen von Anhaltspunkten im Sinne des Satzes 2 ebenfalls eine Entscheidung 
nach Absatz 1 Satz 1 beantragen. Bei der Beurteilung von Versicherungspflicht auf Grund des 
Auftragsverhältnisses sind andere Versicherungsträger an die Entscheidungen der Deutschen 
Rentenversicherung Bund gebunden. 

(3) Die Deutsche Rentenversicherung Bund teilt den Beteiligten schriftlich oder elektronisch mit, wel-
che Angaben und Unterlagen sie für ihre Entscheidung benötigt. Sie setzt den Beteiligten eine ange-
messene Frist, innerhalb der diese die Angaben zu machen und die Unterlagen vorzulegen haben. 

(4) Die Deutsche Rentenversicherung Bund teilt den Beteiligten mit, welche Entscheidung sie zu tref-
fen beabsichtigt, bezeichnet die Tatsachen, auf die sie ihre Entscheidung stützen will, und gibt den 
Beteiligten Gelegenheit, sich zu der beabsichtigten Entscheidung zu äußern. Satz 1 gilt nicht, wenn 
die Deutsche Rentenversicherung Bund einem übereinstimmenden Antrag der Beteiligten entspricht. 
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(4a) Auf Antrag der Beteiligten entscheidet die Deutsche Rentenversicherung Bund bereits vor Auf-
nahme der Tätigkeit nach Absatz 2. Neben den schriftlichen Vereinbarungen sind die beabsichtigten 
Umstände der Vertragsdurchführung zu Grunde zu legen. Ändern sich die schriftlichen Vereinbarungen 
oder die Umstände der Vertragsdurchführung bis zu einem Monat nach der Aufnahme der Tätigkeit, 
haben die Beteiligten dies unverzüglich mitzuteilen. Ergibt sich eine wesentliche Änderung, hebt die 
Deutsche Rentenversicherung Bund die Entscheidung nach Maßgabe des § 48 des Zehnten Buches 
auf. Die Aufnahme der Tätigkeit gilt als Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse. 

(4b) Entscheidet die Deutsche Rentenversicherung Bund in einem Einzelfall über den Erwerbsstatus, 
äußert sie sich auf Antrag des Auftraggebers gutachterlich zu dem Erwerbsstatus von Auftragnehmern 
in gleichen Auftragsverhältnissen. Auftragsverhältnisse sind gleich, wenn die vereinbarten Tätigkeiten 
ihrer Art und den Umständen der Ausübung nach übereinstimmen und ihnen einheitliche vertragliche 
Vereinbarungen zu Grunde liegen. In der gutachterlichen Äußerung sind die Art der Tätigkeit, die zu 
Grunde gelegten vertraglichen Vereinbarungen und die Umstände der Ausübung sowie ihre Rechtswir-
kungen anzugeben. Bei Abschluss eines gleichen Auftragsverhältnisses hat der Auftraggeber dem Auf-
tragnehmer eine Kopie der gutachterlichen Äußerung auszuhändigen. Der Auftragnehmer kann für glei-
che Auftragsverhältnisse mit demselben Auftraggeber ebenfalls eine gutachterliche Äußerung beantra-
gen. 

(4c) Hat die Deutsche Rentenversicherung Bund in einer gutachterlichen Äußerung nach Absatz 4b 
das Vorliegen einer selbständigen Tätigkeit angenommen und stellt sie in einem Verfahren nach Ab-
satz 1 oder ein anderer Versicherungsträger in einem Verfahren auf Feststellung von Versicherungs-
pflicht für ein gleiches Auftragsverhältnis eine Beschäftigung fest, so tritt eine Versicherungspflicht auf 
Grund dieser Beschäftigung erst mit dem Tag der Bekanntgabe dieser Entscheidung ein, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 5 Satz 1 Nummer 2 erfüllt sind. Im Übrigen findet Absatz 5 Satz 1 
keine Anwendung. Satz 1 gilt nur für Auftragsverhältnisse, die innerhalb von zwei Jahren seit Zugang 
der gutachterlichen Äußerung geschlossen werden. Stellt die Deutsche Rentenversicherung Bund die 
Beschäftigung in einem Verfahren nach Absatz 1 fest, so entscheidet sie auch darüber, ob die Vo-
raussetzungen des Absatzes 5 Satz 1 Nummer 2 erfüllt sind. 

(5) Wird der Antrag auf Feststellung des Erwerbsstatus innerhalb eines Monats nach Aufnahme der 
Tätigkeit gestellt und stellt die Deutsche Rentenversicherung Bund eine Beschäftigung fest, gilt der 
Tag der Bekanntgabe der Entscheidung als Tag des Eintritts in das Beschäftigungsverhältnis, wenn 
der Beschäftigte 

1. zustimmt und 

2. er für den Zeitraum zwischen Aufnahme der Beschäftigung und der Entscheidung eine Absi-
cherung gegen das finanzielle Risiko von Krankheit und zur Altersvorsorge vorgenommen hat, 
die der Art nach den Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung und der gesetzlichen 
Rentenversicherung entspricht. 

Die Deutsche Rentenversicherung Bund stellt den Zeitpunkt fest, der als Tag des Eintritts in das Be-
schäftigungsverhältnis gilt. Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag wird erst zu dem Zeitpunkt fällig, zu 
dem die Entscheidung, dass eine Beschäftigung vorliegt, unanfechtbar geworden ist. 

(6) Widerspruch und Klage gegen Entscheidungen nach den Absätzen 2 und 4a, haben aufschie-
bende Wirkung. Im Widerspruchsverfahren können die Beteiligten nach Begründung des Wider-
spruchs eine mündliche Anhörung beantragen, die gemeinsam mit den anderen Beteiligten erfolgen 
soll. Eine Klage auf Erlass der Entscheidung ist abweichend von § 88 Absatz 1 des Sozialgerichtsge-
setzes nach Ablauf von drei Monaten zulässig. 

(7) Absatz 2 Satz 2 und 3, Absätze 4a bis 4c und Absatz 6 Satz 2 treten mit Ablauf des 30. Juni 2027 
außer Kraft. Die Deutsche Rentenversicherung Bund legt dem Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales bis zum 31. Dezember 2025 einen Bericht über die Erfahrungen bei der Anwendung des Absat-
zes 2 Satz 2 und 3, der Absätze 4a bis 4c und des Absatzes 6 Satz 2 vor. 
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§ 28a SGB IV 
Meldepflicht 

(1) bis (2a) … 

(3) Die Meldungen enthalten für jeden Versicherten insbesondere 

1. bis 9. … 

Zusätzlich sind anzugeben 

1. bei der Anmeldung 

a)  die Anschrift, 

b)  der Beginn der Beschäftigung, 

c)  sonstige für die Vergabe der Versicherungsnummer erforderliche Angaben, 

d)  nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 die Angabe, ob zum Arbeitgeber eine Beziehung als  
     Ehegatte, Lebenspartner oder Abkömmling besteht, 

e)  nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 die Angabe, ob es sich um eine Tätigkeit als geschäfts- 
     führender Gesellschafter einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung handelt, 

f)  die Angabe der Staatsangehörigkeit, 

2. bis 4. … 

(3a) bis (12) … 

§ 28h SGB IV 
Einzugsstellen 

(1) … 

(2) Die Einzugsstelle entscheidet über die Versicherungspflicht und Beitragshöhe in der Kranken-, 
Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung; sie erlässt auch den 
Widerspruchsbescheid. Soweit die Einzugsstelle die Höhe des Arbeitsentgelts nicht oder nicht ohne 
unverhältnismäßig großen Verwaltungsaufwand ermitteln kann, hat sie dieses zu schätzen. Dabei ist 
für das monatliche Arbeitsentgelt des Beschäftigten das am Beschäftigungsort ortsübliche Arbeitsent-
gelt mit zu berücksichtigen. Die nach § 28i Satz 5 zuständige Einzugsstelle prüft die Einhaltung der 
Arbeitsentgeltgrenze bei geringfügiger Beschäftigung nach den §§ 8 und 8a und entscheidet bei deren 
Überschreiten über die Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie 
nach dem Recht der Arbeitsförderung; sie erlässt auch den Widerspruchsbescheid. 

(3) und (4) … 

§ 193 VVG  
Versicherte Person; Versicherungspflicht  

(1) und (2) … 

(3) Jede Person mit Wohnsitz im Inland ist verpflichtet, bei einem in Deutschland zum Geschäftsbe-
trieb zugelassenen Versicherungsunternehmen für sich selbst und für die von ihr gesetzlich vertrete-
nen Personen, soweit diese nicht selbst Verträge abschließen können, eine Krankheitskostenversi-
cherung, die mindestens eine Kostenerstattung für ambulante und stationäre Heilbehandlung umfasst 
und bei der die für tariflich vorgesehene Leistungen vereinbarten absoluten und prozentualen Selbst-
behalte für ambulante und stationäre Heilbehandlung für jede zu versichernde Person auf eine be-
tragsmäßige Auswirkung von kalenderjährlich 5.000 Euro begrenzt ist, abzuschließen und aufrechtzu-
erhalten; für Beihilfeberechtigte ergeben sich die möglichen Selbstbehalte durch eine sinngemäße An-
wendung des durch den Beihilfesatz nicht gedeckten Vom-Hundert-Anteils auf den Höchstbetrag von 
5.000 Euro. Die Pflicht nach Satz 1 besteht nicht für Personen, die 

1. in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert oder versicherungspflichtig sind oder 

2. Anspruch auf freie Heilfürsorge haben, beihilfeberechtigt sind oder vergleichbare Ansprü-
che haben im Umfang der jeweiligen Berechtigung oder 
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3. Anspruch auf Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz haben oder 

4. Empfänger laufender Leistungen nach dem Dritten, Vierten, Sechsten und Siebten Kapitel 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und Empfänger von Leistungen nach Teil 2 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind für die Dauer dieses Leistungsbezugs und wäh-
rend Zeiten einer Unterbrechung des Leistungsbezugs von weniger als einem Monat, wenn 
der Leistungsbezug vor dem 1. Januar 2009 begonnen hat. 

Ein vor dem 1. April 2007 vereinbarter Krankheitskostenversicherungsvertrag genügt den Anforderun-
gen des Satzes 1. 

(4) bis (11) … 

§ 55 SGG 
(1) und (2) … 

(3) Mit Klagen, die sich gegen Verwaltungsakte der Deutschen Rentenversicherung Bund nach § 7a 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch richten, kann die Feststellung begehrt werden, ob eine Er-
werbstätigkeit als Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit ausgeübt wird. 

 

2 Allgemeines 

Mit dem Gesetz zur Förderung der Selbständigkeit vom 20.12.1999 (BGBl. 2000 I S. 2) ist 
mit § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV ein optionales Anfrageverfahren eingeführt worden, wonach 
abweichend von der Regelung des § 28h Abs. 2 SGB IV, nach der die Einzugsstelle über die 
Versicherungspflicht und Beitragshöhe in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosen-
versicherung entscheidet, die Beteiligten bei der Deutschen Rentenversicherung Bund1 eine 
Entscheidung über den Status des Erwerbstätigen beantragen können. Mit diesem Verfahren 
besteht eine schnelle und unkomplizierte Möglichkeit zur Klärung der Statusfrage. Divergie-
rende Entscheidungen unterschiedlicher Versicherungsträger werden dadurch vermieden. 

Durch das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24.12.2003 
(BGBl. I S. 2954) sowie das Gesetz zur Vereinfachung der Verwaltungsverfahren im Sozial-
recht (Verwaltungsvereinfachungsgesetz) vom 21.03.2005 (BGBl. I S. 818) ist für beschäf-
tigte Ehegatten und Lebenspartner sowie GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführer zum 
01.01.2005 ein obligatorisches Anfrageverfahren in § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV eingeführt 
worden. Arbeitgeber haben seitdem nach § 28a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe d und e 
SGB IV die Anmeldung der Beschäftigung von Ehegatten/Lebenspartnern2 bzw. GmbH-Ge-
sellschafter-Geschäftsführern gesondert zu kennzeichnen. Bei einer entsprechend gekenn-
zeichneten Anmeldung hat die Krankenkasse bei der Deutschen Rentenversicherung Bund 
ein Statusfeststellungsverfahren zu beantragen, an dessen Ergebnis die Bundesagentur für 
Arbeit leistungsrechtlich gebunden ist. Durch das Gesetz zur Änderung des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 19.12.2007 (BGBl. I S. 3024) wurde dieses Ver-
fahren ab 01.01.2008 auf mitarbeitende Abkömmlinge ausgedehnt. 

Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen 

                                                           
1 bis 30.09.2005 Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
2 i.S. des Lebenspartnerschaftsgesetzes 
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und zur Änderung anderer Gesetze vom 16.07.2021 (BGBl. I S. 2970) ist das Anfrageverfah-
ren weiterentwickelt worden. Die Änderungen, die auch eine frühere, einfachere und schnel-
lere Statusbeurteilung ermöglichen sollen, betreffen  

- die Beschränkung der Statusbeurteilung auf die Feststellung einer abhängigen Be-
schäftigung oder selbständigen Tätigkeit in einem Auftragsverhältnis ohne geson-
derte Entscheidung über die Versicherungspflicht (Elementenfeststellung nach § 7a 
Abs. 2 Satz 1 SGB IV)  

- die Statusentscheidung gegenüber Dritten (§ 7a Abs. 2 Satz 2 SGB IV) 

- das Antragsrecht für Dritte (§ 7a Abs. 2 Satz 3 SGB IV)  

- die Bindungswirkung der Statusbeurteilung gegenüber anderen Versicherungsträgern 
(§ 7a Abs. 2 Satz 4 SGB IV) 

- die Statusbeurteilung vor Aufnahme der Erwerbstätigkeit (Prognoseentscheidung 
nach § 7a Abs. 4a SGB IV) 

- die Statusbeurteilung für gleiche Auftragsverhältnisse (Gruppenfeststellung nach § 7a 
Abs. 4b SGB IV) 

- die Möglichkeit einer mündlichen Anhörung im Widerspruchsverfahren (§ 7a Abs. 6 
Satz 2 SGB IV) 

- die Klageberechtigung gegen eine Elementenfeststellung (§ 55 Abs. 3 SGG) 

Bei Feststellung eines Beschäftigungsverhältnisses im Rahmen eines optionalen Statusfest-
stellungsverfahrens nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV wird unter bestimmten Voraussetzun-
gen mit Zustimmung des Versicherten ein späterer Eintritt in das Beschäftigungsverhältnis 
fingiert. Beitragsansprüche für zurückliegende Zeiten entstehen insoweit weiterhin nicht. Ver-
bunden damit ist ein vorläufiger Rechtsschutz gegen Statusfeststellungsbescheide. Dieser 
beinhaltet, dass die Gesamtsozialversicherungsbeiträge für eine aufgrund der Beschäftigung 
eintretende Versicherungspflicht erst zu dem Zeitpunkt fällig werden, zu dem die Entschei-
dung über das Vorliegen einer Beschäftigung unanfechtbar geworden ist. Für die Prognose-
entscheidung und Gruppenfeststellung gelten besondere Regelungen. 

 

3 Statusbeurteilung 

3.1 Versicherungsrechtliche Bedeutung 

In der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sind Personen, die gegen 
Arbeitsentgelt beschäftigt werden, regelmäßig versicherungspflichtig. Selbständig Tätige 
zählen in der Kranken- und Pflegeversicherung – mit Ausnahme der Künstler, Publizisten 
und Landwirte – nicht sowie in der Arbeitslosenversicherung generell nicht zum versiche-
rungspflichtigen Personenkreis. In der Rentenversicherung ist nur ein kleiner Kreis selbstän-
dig tätiger Personen versicherungspflichtig. Zudem tragen für versicherungspflichtig Beschäf-
tigte Arbeitgeber und Beschäftigter die Beiträge gemeinsam, während versicherungspflich-
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tige Selbständige die Beiträge grundsätzlich allein zu tragen haben. Daher bedarf es zur Un-
terscheidung einer Beschäftigung – insbesondere als Arbeitnehmer – von einer selbständi-
gen Tätigkeit bestimmter Abgrenzungskriterien. 

Der Auftraggeber hat – wie auch sonst jeder Arbeitgeber bei seinen Mitarbeitern – zu prüfen, 
ob ein Auftragnehmer bei ihm abhängig beschäftigt oder für ihn selbständig tätig ist. Ist ein 
Auftraggeber der Auffassung, dass im konkreten Einzelfall keine abhängige Beschäftigung 
vorliegt, ist zwar formal von ihm nichts zu veranlassen. Er geht jedoch das Risiko ein, dass 
bei einer Prüfung durch einen Versicherungsträger und ggf. im weiteren Rechtsweg durch 
die Sozialgerichte der Sachverhalt anders bewertet und dadurch die Nachzahlung von Bei-
trägen erforderlich wird.  

In Zweifelsfällen wird deshalb empfohlen, das Anfrageverfahren zur Statusklärung bei der 
Deutschen Rentenversicherung Bund nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV einzuleiten (vgl. Ab-
schnitt 4). Demgegenüber löst die Anmeldung einer Beschäftigung von GmbH-Gesellschaf-
ter-Geschäftsführern oder Ehegatten, Lebenspartnern bzw. Abkömmlingen des Arbeitgebers 
das obligatorische Statusfeststellungsverfahren nach § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV aus (vgl. 
Abschnitt 5). 

 
3.2 Definition der Beschäftigung 

Die Beschäftigung wird in § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV als nichtselbständige Arbeit, insbeson-
dere in einem Arbeitsverhältnis, definiert. Der Begriff des Beschäftigungsverhältnisses ist al-
lerdings weitergehender als der Begriff des Arbeitsverhältnisses; er erfasst somit auch Fälle, 
in denen ein Arbeitsverhältnis nicht vorliegt (z. B. bei GmbH-Geschäftsführern).  

Als typische Merkmale einer Beschäftigung nennt § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB IV die Weisungsge-
bundenheit der Erwerbsperson und ihre betriebliche Eingliederung. Diese Merkmale sind 
nicht zwingend kumulativ und allein für das Bestehen eines Beschäftigungsverhältnisses er-
forderlich, sie sind lediglich als Anhaltspunkte erwähnt, ohne eine abschließende Bewertung 
vorzunehmen.  

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts setzt eine Beschäftigung vo-
raus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persönlich abhängig ist. Bei einer Beschäfti-
gung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der Beschäftigte in den Betrieb einge-
gliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der Ausführung umfassenden Wei-
sungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese Weisungsgebundenheit kann – vornehmlich 
bei Diensten höherer Art – eingeschränkt und zur „funktionsgerecht dienenden Teilhabe am 
Arbeitsprozess“ verfeinert sein. Demgegenüber ist eine selbständige Tätigkeit vornehmlich 
durch das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen Betriebsstätte, die 
Verfügungsmöglichkeit über die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete 
Tätigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand abhängig beschäftigt oder selbständig 
tätig ist, hängt davon ab, welche Merkmale überwiegen. Maßgebend ist stets das Gesamtbild 
der Arbeitsleistung. Weichen die Vereinbarungen von den tatsächlichen Verhältnissen ab, 
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geben letztere den Ausschlag (u. a. BSG-Urteil vom 04.06.1998 – B 12 KR 5/97 R –, USK 
98135). 

Dabei lassen sich abstrakte, für alle Tätigkeiten geltende Kriterien nicht aufstellen. Manche 
Tätigkeiten können sowohl im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses als auch im Rah-
men freier Dienst- oder Werkverträge erbracht werden, andere regelmäßig nur im Rahmen 
eines Beschäftigungsverhältnisses. Es ist daher möglich, dass ein und derselbe Beruf – je 
nach konkreter Ausgestaltung der vertraglichen Grundlagen in ihrer gelebten Praxis – entwe-
der in Form der Beschäftigung oder als selbständige Tätigkeit ausgeübt wird. Dem Bedürfnis 
nach – der Verwaltungsvereinfachung und erhöhter Rechtssicherheit dienenden – abstrakte-
ren, einzelfallüberschreitenden Aussagen kann nach der Rechtsprechung des Bundessozial-
gerichts im Hinblick auf bestimmte Berufs- oder Tätigkeitsbilder daher nicht – auch nicht im 
Sinne einer "Regel-Ausnahme-Aussage" – nachgekommen werden (u. a. BSG-Urteil vom 
27.04.2021 – B 12 R 16/19 R –, USK 2021-11).  

Soweit sich die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu bestimmten Tätigkeiten zur 
Abgrenzung einer abhängigen Beschäftigung von einer selbständigen Tätigkeit geäußert ha-
ben, dienen diese Hinweise nur zur allgemeinen Orientierung und gelten vorbehaltlich der 
Statusbeurteilung nach den konkreten Umständen im Einzelfall. Als Anlagen sind die betref-
fenden Ausführungen zur versicherungsrechtlichen Beurteilung für im Bereich Theater, Or-
chester, Rundfunk- und Fernsehanbieter, Film- und Fernsehproduktionen tätige Personen 
(Anlage 1), von Handelsvertretern (Anlage 2), Gesellschafter-Geschäftsführern, Fremdge-
schäftsführern und mitarbeitenden Gesellschaftern einer GmbH sowie Geschäftsführern ei-
ner Familien-GmbH (Anlage 3), mitarbeitenden Angehörigen (Anlage 4) sowie bestimmten 
Berufsgruppen (Anlage 5) beigefügt. 

 
3.2.1 Persönliche Abhängigkeit durch Weisungsgebundenheit oder Eingliederung 

Das Beschäftigungsverhältnis unterscheidet sich vom Rechtsverhältnis eines freien Dienst-
nehmers oder Werkvertragnehmers nach ständiger Rechtsprechung durch den Grad der per-
sönlichen Abhängigkeit bei der Erledigung der Dienst- oder Werkleistung.  

Beschäftigter ist, wer weisungsgebunden vertraglich geschuldete Leistungen im Rahmen ei-
ner von seinem Vertragspartner bestimmten Arbeitsorganisation erbringt. Der hinreichende 
Grad persönlicher Abhängigkeit zeigt sich nicht nur daran, dass der Beschäftigte einem Di-
rektionsrecht seines Vertragspartners unterliegt, welches Inhalt, Durchführung, Zeit, Dauer, 
Ort oder sonstige Modalitäten der zu erbringenden Tätigkeit betreffen kann, sondern kann 
sich auch aus einer detaillierten und den Freiraum für die Erbringung der geschuldeten Leis-
tung stark einschränkenden rechtlichen Vertragsgestaltung oder tatsächlichen Vertrags-
durchführung ergeben. 

Der Grad der persönlichen Abhängigkeit wird dabei auch von der Eigenart der jeweiligen Tä-
tigkeit sowie deren Art und Organisation bestimmt. So kann dieser bei sog. Diensten höherer 
Art, also der Tätigkeit hochqualifizierter Erwerbstätiger bzw. Erwerbstätiger mit besonderer 
Leitungsfunktion auch in abgeschwächter Form noch für das Vorliegen einer Beschäftigung 
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ausreichend und die Weisungsgebundenheit zur funktionsgerecht dienenden Teilhabe am 
Arbeitsprozess verfeinert sein. Weisungsgebundenheit und Eingliederung in den Betrieb ste-
hen weder in einem Rangverhältnis zueinander noch müssen sie kumulativ vorliegen. Eine 
persönliche Abhängigkeit kann daher auch allein durch die funktionsgerecht dienende Ein-
gliederung in einen Betrieb gekennzeichnet sein (u. a. BSG-Urteil vom 23.02.2021 – B 12 R 
15/19 R –, USK 2021-1).  

Dabei kann insbesondere bei Hochqualifizierten oder Spezialisten das Weisungsrecht aufs 
Stärkste eingeschränkt und dennoch die Dienstleistung fremdbestimmt sein, wenn sie ihr 
Gepräge von der Ordnung des Betriebes erhält, in deren Dienst die Arbeit verrichtet wird 
(BSG-Urteil vom 19.10.2021 – B 12 R 10/20 R –).  

Eine im Wesentlichen frei gestaltete Tätigkeit und Arbeitszeit deutet demnach auch nur dann 
auf eine selbständige Tätigkeit, wenn diese Freiheit tatsächlich Ausdruck eines fehlenden 
Weisungsrechts und nicht nur Folge der Übertragung größerer Eigenverantwortung bei der 
Aufgabenerledigung auf den einzelnen Arbeitnehmer bei ansonsten fortbestehender funkti-
onsgerecht dienender Teilhabe am Arbeitsprozess ist. Dabei kommt auch einer großen Ge-
staltungsfreiheit hinsichtlich der Arbeitszeit nur dann erhebliches Gewicht zu, wenn sich de-
ren Grenzen nicht einseitig an dem durch die Bedürfnisse des Auftraggebers vorgegebenen 
Rahmen orientieren. Es spricht auch nicht gegen das Vorliegen eines – ggf. verfeinerten - 
Weisungsrechts, wenn sich beispielsweise Arbeitsort und/oder Arbeitszeit bereits aus "der 
Natur der Tätigkeit" ergeben, also aus den mit der vertraglich vereinbarten Tätigkeit verbun-
denen Notwendigkeiten. Ausschlaggebend ist insoweit vielmehr, ob nach den konkreten Ver-
einbarungen ein Weisungsrecht hinsichtlich aller Modalitäten (z. B. auch hinsichtlich Inhalt, 
Durchführung oder Dauer) der zu erbringenden Tätigkeit besteht oder aber ausgeschlossen 
ist, und sich die Fremdbestimmtheit der Arbeit auch nicht über eine funktionsgerecht die-
nende Teilhabe am Arbeitsprozess innerhalb einer fremden Arbeitsorganisation vermittelt 
(BSG-Urteil vom 18.11.2015 – B 12 KR 16/13 R –, USK 2015-106). 

Zur persönlichen Abhängigkeit gehört nicht eine wirtschaftliche Abhängigkeit. Eine wirtschaft-
liche Abhängigkeit steht auch einem objektiven Weisungsrecht nicht gleich. Insofern ist es für 
die Abgrenzung einer abhängigen Beschäftigung von einer selbständigen Tätigkeit nicht von 
Bedeutung, ob die Tätigkeit als Haupterwerbsquelle oder im Nebenerwerb ausgeübt wird 
und ob es sich um kurze und seltene Arbeitseinsätze oder um eine verstetigte Geschäftsbe-
ziehung handelt sich (u. a. BSG-Urteil vom 04.06.2019 – B 12 R 11/18 R –, USK 2019-33). 

 
3.2.2 Gesamtbild der vertraglichen Vereinbarungen und tatsächlichen Verhältnisse 

Bei der Statusbeurteilung sind in erster Linie die tatsächlichen Umstände der Leistungser-
bringung von Bedeutung, nicht aber die Bezeichnung, die die Parteien ihrem Rechtsverhält-
nis gegeben haben oder gar die von ihnen gewünschte Rechtsfolge. Der jeweilige Vertrags-
typ ergibt sich aus dem wirklichen Geschäftsinhalt. Dieser wiederum folgt aus den getroffe-
nen Vereinbarungen und der tatsächlichen Durchführung des Vertrages. Maßgeblich ist die 
Rechtsbeziehung so wie sie praktiziert wird und die praktizierte Beziehung so wie sie recht-
lich zulässig ist. 
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Dabei richtet sich die Statusbeurteilung danach, welche Umstände das Gesamtbild der Ar-
beitsleistung prägen und hängt davon ab, ob die Merkmale einer abhängigen Beschäftigung 
oder einer selbständigen Tätigkeit überwiegen. 

Hierfür müssen alle nach Lage des Einzelfalls als Indizien in Betracht kommenden Umstände 
festgestellt, in ihrer Tragweite zutreffend erkannt und gewichtet, in die Gesamtschau mit die-
sem Gewicht eingestellt und nachvollziehbar, d. h. den Gesetzen der Logik entsprechend 
und widerspruchsfrei gegeneinander abgewogen werden (u. a. BSG-Urteil vom 04.06.2019 – 
B 12 KR 14/18 R –, USK 2019-33). 

Dabei ist regelmäßig vom Inhalt der zwischen den Beteiligten getroffenen Vereinbarungen 
auszugehen, der konkret festzustellen ist. Liegen schriftliche Vereinbarungen vor, ist neben 
deren Vereinbarkeit mit zwingendem Recht auch zu prüfen, ob mündliche oder konkludente 
Änderungen erfolgt sind.  

Schließlich ist auch die Ernsthaftigkeit der dokumentierten Vereinbarungen zu prüfen. Erst 
auf der Grundlage der so getroffenen Feststellungen über den (wahren) Inhalt der Vereinba-
rungen ist eine wertende Zuordnung des Rechtsverhältnisses vorzunehmen und in einem 
weiteren Schritt zu prüfen, ob besondere Umstände vorliegen, die eine hiervon abweichende 
Beurteilung notwendig machen  

Maßgebend ist daher das im Rahmen des rechtlich möglichen gelebte Vertragsverhältnis, 
sofern dieses von den vertraglichen Vereinbarungen abweicht. Den rechtlich zulässigen ver-
traglichen Vereinbarungen kommt als Ausdruck des Parteiwillens nur dann eine entschei-
dende Rolle zu, wenn sich in der Gesamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalls die Indi-
zien für eine abhängige Beschäftigung und eine selbständige Tätigkeit die Waage halten (u. 
a. BSG-Urteil vom 24.10.1978 – 12 RK 58/76 –, USK 78134). 

 
3.2.3 Arbeitsbedingungen aus der Natur der Sache 

Bei der Gesamtabwägung sind sämtliche, auch solche Umstände zu berücksichtigen, die ei-
ner Tätigkeit ihrer Eigenart nach immanent sind, durch gesetzliche Vorschriften oder auch 
eine öffentlich-rechtliche Aufgabenwahrnehmung bedingt sind oder auf sonstige Weise "in 
der Natur der Sache" liegen.  

Ihnen ist zwar nicht zwingend eine entscheidende lndizwirkung für eine abhängige Beschäfti-
gung beizumessen; umgekehrt ist eine abhängige Beschäftigung aber auch nicht allein des-
halb ausgeschlossen, weil sich bestimmte Weisungsrechte oder Vorgaben bereits aus der 
Eigenart der Tätigkeit ergeben oder ihr innewohnen (u. a. BSG-Urteile zur abhängigen Be-
schäftigung einer Anästhesistin als sog. Honorarärztin im Krankenhaus vom 04.06.2019 – B 
12 KR 14/18 R –, USK 2019-33, einer Pflegefachkraft in einer Pflegeinrichtung vom 
07.06.2019 – B 12 R 6/18 R –, USK 2019-34, eines Fahrkartenkontrolleurs mit Gewerbean-
meldung einer Detektivtätigkeit vom 27.04.2021 – B 12 R 16/19 R –, USK 2021-11 oder ei-
ner Notärztin im Rettungsdienst vom 19.10.2021 – B 12 R 10/20 R –). 
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lndizwirkung gegen eine Beschäftigung und für eine selbständige Tätigkeit besteht vielmehr 
dann, wenn bei Verrichtung der Tätigkeit eine Weisungsfreiheit verbleibt, die sie insgesamt 
als eine unternehmerische kennzeichnet. Denn ob und inwieweit einzelne Umstände einer 
Tätigkeit ''ihrer Natur nach" immanent sind, hängt wesentlich mit der zu beurteilenden Tätig-
keit und ihrer konkreten Ausgestaltung zusammen.  

Je enger jedoch der übertragene Tätigkeitsbereich abgesteckt ist, weil der Auftrag-·oder Ar-
beitgeber nicht auf eigene Gestaltungsmöglichkeiten verzichtet, desto weniger Spielraum 
kann der übertragenen Tätigkeit noch immanent sein. So ist in der Regel auch die strikte 
Weisungsunterworfenheit klassischer "Fabrikarbeiter" der Eigenart ihrer Tätigkeit geschuldet. 

Aus welchen Gründen eine Tätigkeit nach Weisungen und unter Eingliederung in eine 
fremde Arbeitsorganisation statt weisungsfrei ausgeübt wird, spielt daher insoweit keine 
Rolle. Unerheblich ist auch, ob die Ausübung der Tätigkeit mit einer größeren Gestaltungs-
freiheit (rechtlich oder tatsächlich) überhaupt möglich wäre. 

 
3.2.4 Schutzbedürftigkeit 

Dem Umfang der individuellen Schutzbedürftigkeit kommt für die Abgrenzung zwischen ab-
hängiger Beschäftigung und selbständiger Tätigkeit keine Bedeutung zu (BSG-Urteil vom 
24.10.1978 – 12 RK 58/76 –, USK 78134). Die Einbeziehung bestimmter selbständig Tätiger 
in die Rentenversicherungspflicht hat der Gesetzgeber zwar mit einer abstrakten sozialen 
Schutzbedürftigkeit begründet, die soziale Schutzbedürftigkeit aber nicht als maßgebliches 
Unterscheidungsmerkmal zwischen selbständigen Tätigkeiten und abhängigen Beschäftigun-
gen geregelt.  

 
3.2.5 Honorarhöhe  
Die Honorarhöhe stellt kein maßgebliches Abgrenzungskriterium dar. Sie kann zwar als Indiz 
für eine selbständige Tätigkeit gewertet werden, wenn das vereinbarte Honorar deutlich über 
dem Arbeitsentgelt eines vergleichbar eingesetzten abhängig Beschäftigten liegt und 
dadurch Eigenvorsorge zulässt. Es handelt sich dabei aber auch nur um eines von vielen in 
der Gesamtwürdigung zu berücksichtigenden Indizien (BSG-Urteil vom 31.03.2017 – B 12 R 
7/15 R –, USK 2017-2). 

Allein aufgrund eines besonders hohen Honorars kann demnach eine selbständige Tätigkeit 
nicht begründet werden. Unter Hinweis auf den Grundsatz der Solidarität aller abhängig Be-
schäftigten hat das Bundessozialgericht vielmehr klargestellt, dass keine Dispositionsfreiheit 
in dem Sinne besteht, dass man sich durch Vereinbarung eines Zuschlages zu einem übli-
chen Stundenlohn eines vergleichbaren abhängig Beschäftigten von der Sozialversiche-
rungspflicht „freikaufen“ kann (BSG-Urteil vom 07.06.2019 – B 12 R 6/18 R –, USK 2019-34). 

Die Honorarhöhe ist somit Ausdruck des Parteiwillens und spielt daher nur dann eine ent-
scheidende Rolle, wenn sich in der Gesamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalls die In-
dizien für eine abhängige Beschäftigung und eine selbständige Tätigkeit die Waage halten. 
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3.2.6 Arbeitsrechtliche Beurteilung 

Die arbeitsrechtliche Beurteilung eines Vertragsverhältnisses kann ein Indiz für die sozialver-
sicherungsrechtliche Beurteilung sein. Sie ist jedoch kein maßgebliches Kriterium, da kein 
vollständiger Gleichklang des arbeitsrechtlichen Arbeitnehmerbegriffs mit dem sozialversi-
cherungsrechtlichen Beschäftigtenbegriff besteht.  

Zudem beruht die arbeitsgerichtliche Entscheidungspraxis im Wesentlichen darauf, dass der 
privatautonomen Entscheidung der Vertragsparteien im Arbeitsrecht eine besondere Bedeu-
tung beigemessen wird. Die Sozialversicherung dient hingegen neben der sozialen Absiche-
rung des Einzelnen auch dem Schutz der Mitglieder der Pflichtversicherungssysteme, die in 
einer Solidargemeinschaft zusammengeschlossen sind. Die Träger der Sozialversicherung 
sind Einrichtungen des öffentlichen Rechts. Dies schließt es aus, dass über die rechtliche 
Einordnung einer Tätigkeit allein die von den Vertragschließenden getroffenen Vereinbarun-
gen entscheiden (u. a. BSG-Urteil vom 04.06.2019 – B 12 KR 14/18 R –, USK 2019-33). 

 
3.2.7 Unternehmerrisiko und Kapitaleinsatz 

Eine selbständige Tätigkeit wird insbesondere durch das Vorliegen eines Unternehmerrisikos 
geprägt. Ein Unternehmerrisiko trägt, wer eigenes Kapital mit der Gefahr des Verlusts oder 
die eigene Arbeitskraft mit der Gefahr der Arbeitsleistung ohne Vergütung einsetzt. Maßgeb-
lich ist demnach, ob der Erfolg des Einsatzes der sächlichen oder persönlichen Mittel also 
ungewiss ist (u. a. BSG-Urteil vom 24.09.1981 – 12 RK 43/79 –, USK 81234). 

Das Unternehmerrisiko geht jedoch über das Risiko hinaus, für den Arbeitseinsatz kein Ent-
gelt zu erzielen. Bei Tätigkeiten, die keinen weiteren Kapitaleinsatz erfordern (geistige Tätig-
keiten/„Wissensarbeit“) kann für ein Unternehmerrisiko sprechen, dass eine Vergütung nicht 
bereits bei Arbeitsbereitschaft oder Anbieten der Leistung, sondern erst dann zu gewähren 
ist, wenn die Leistung tatsächlich erbracht wird (u. a. BSG-Urteil vom 27.03.1980 – 12 RK 
26/79 –, USK 80104).  

Der Umstand allein, dass den Erwerbstätigen eine Haftung für schuldhaftes Verhalten trifft, 
begründet allein noch kein Unternehmerrisiko. Dies gilt ebenso für die Vereinbarung einer 
Leistungs- und Akkordentlohnung, da diese typischerweise auch im Beschäftigungsverhält-
nis vorkommt (u. a. BSG-Urteile vom 18.11.1980 – 12 RK 76/79 –, USK 80271 und vom 
04.06.1998 – B 12 KR 5/97 R –, USK 98135).  

Die bloße Belastung mit Risiken spricht, wenn die Verwertung der Arbeitskraft im Vorder-
grund steht, nur dann für Selbständigkeit, wenn ihr auch eine größere Freiheit bei der Gestal-
tung und der Bestimmung des Umfangs des Einsatzes der eigenen Arbeitskraft gegenüber-
steht (u. a. BSG-Urteil vom 25.04.2012 – B 12 KR 24/10 R – USK 2012-72 und vom 
18.11.2015 – B 12 KR 16/13 R –, USK 2015-106).  

Das Risiko, bei fortlaufenden Kosten für Krankenversicherung und Altersvorsorge aufgrund 
der konkreten Vertragsgestaltung keine gesicherten Einkünfte zu haben, spricht noch nicht 
für die Annahme einer selbständigen Tätigkeit. Zum echten Unternehmerrisiko wird dieses 
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erst dann, wenn bei Arbeitsmangel nicht nur kein Einkommen erzielt wird, sondern zusätzlich 
auch Kosten für betriebliche Investitionen oder eigene Beschäftigte anfallen oder früher getä-
tigte Investitionen brachliegen.  

Bei reinen Dienstleistungen, die im Wesentlichen nur Know-how sowie Arbeitszeit- und Ar-
beitsaufwand voraussetzen, ist unternehmerisches Tätigwerden nicht mit größeren Investitio-
nen in Werkzeuge, Arbeitsgeräte oder Arbeitsmaterialien verbunden. Das Fehlen solcher In-
vestitionen ist damit bei reinen Dienstleistungen kein ins Gewicht fallendes Indiz für eine ab-
hängige Beschäftigung und gegen unternehmerisches Tätigwerden (u. a. BSG-Urteile vom 
31.03.2017 – B 12 R 7/15 R –, USK 2017-12; vom 14.03.2018 – B 12 KR 3/17 R –, USK 
2018-12).  

 
3.2.8 Einsatz von Personal 

Der Einsatz eigenen Personals oder die realistische Möglichkeit, eigenes Personal einzuset-
zen und die Arbeitsleistung nicht höchstpersönlich erbringen zu müssen, ist ein gewichtiges 
Indiz für eine selbständige Tätigkeit.  

Die Verpflichtung zur höchstpersönlichen Leistungserbringung ist hingegen als gewichtiges 
Indiz für abhängige Beschäftigung und gegen eine Selbständigkeit zu sehen, wenn diese 
nicht den Eigenheiten und besonderen Erfordernissen der Tätigkeit geschuldet ist. Dies kann 
bei Tätigkeiten der Fall sein, deren Erfolg ein besonderes Vertrauen oder eine besondere 
Expertise voraussetzt (BSG-Urteil vom 31.03.2017 – B 12 R 7/15 R –, USK 2017-12), wie 
bspw. beim Einsatz von Hochqualifizierten und Spezialisten. 

 
3.2.9 Agile Arbeitsmethoden / Projektarbeit 

Die Erwerbstätigkeit im Rahmen agiler Arbeitsmethoden oder einer projektbezogenen Arbeit 
spricht für eine abhängige Beschäftigung, schließt jedoch eine selbständige Tätigkeit nicht 
aus. Maßgebend ist, ob sich dadurch eine Einbindung in eine fremde Arbeitsorganisation 
ergibt und der Erwerbstätige Weisungen des Auftraggebers zu folgen hat, die die Verfü-
gungsmöglichkeit über die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete Tätig-
keit und Arbeitszeit erheblich einschränken. 

Bei vielen agilen Arbeitsmethoden findet ein arbeitsteiliges Zusammenwirken aller Teammit-
glieder in den Strukturen des Auftraggebers statt. Dabei erfolgen ständige Rückkoppelungen 
untereinander und es muss „Hand in Hand“ zusammengearbeitet werden. Die Teammitglie-
der haben häufig die gleichen Entscheidungskompetenzen und -verantwortlichkeiten. Für die 
Arbeitsleistung besteht regelmäßig ein Rahmenzeitplan o. ä.  

Der Auftraggeber gibt in der Regel den Arbeitsort und die zu verwendenden Arbeitsmittel 
konkret vor. Darüber hinaus findet eine enge Einbindung in den Arbeitsprozess statt. Es wer-
den regelmäßig fortlaufend Vorgaben zur Art und Weise der Auftragsbearbeitung erteilt. Da-
bei macht es keinen Unterschied, ob dem Team in der Gesamtheit Weisungen ausgespro-
chenen werden oder den Teammitgliedern einzeln. Zudem kann die Notwendigkeit konkreter 
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Weisungen insbesondere in fachlicher Hinsicht gerade bei Hochqualifizierten bzw. Spezialis-
ten erheblich eingeschränkt sein und gleichwohl den Erwerbstätigen immer noch funktions-
gerecht dienend am fremdbestimmten Arbeitsprozess teilhaben lassen.  

 
3.2.10 Amtliche Eintragungen oder Genehmigungen und Gesellschaftsform 

Aufgrund der Gesamtbetrachtung kann auch jemand selbständig tätig sein, der nur für einen 
Auftraggeber arbeitet und keine Mitarbeiter beschäftigt. Dies ist insbesondere der Fall, wenn 
er für seine Unternehmung bzw. selbständige Tätigkeit eine besondere amtliche Genehmi-
gung oder Zulassung benötigt. So stützt zum Beispiel die Eintragung in die Handwerksrolle 
die Annahme einer selbständigen Tätigkeit. Die Gewerbeanmeldung bzw. die Eintragung in 
das Gewerberegister oder in das Handelsregister haben dagegen nur schwache Indizwir-
kung. 

Ist der Auftragnehmer eine Gesellschaft in Form einer juristischen Person (z. B. AG, SE, 
GmbH, UG [haftungsbeschränkt]), schließt dies ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis 
zum Auftraggeber grundsätzlich aus. Der Ausschluss eines abhängigen Beschäftigungsver-
hältnisses wirkt jedoch nur auf die Beurteilung der Rechtsbeziehungen zwischen dem Auf-
traggeber und dem Auftragnehmer, nicht jedoch auf die Frage, ob die in der Gesellschaft Tä-
tigen Arbeitnehmer dieser Gesellschaft sein können. 

Ist der Auftragnehmer eine rechtsfähige Personengesellschaft (z. B. OHG, KG, GmbH & Co. 
KG, Partnerschaftsgesellschaft, GbR), schließt dies ein abhängiges Beschäftigungsverhält-
nis zum Auftraggeber im Regelfall ebenfalls aus. Dies gilt jedoch nicht, wenn im Einzelfall die 
Merkmale einer abhängigen Beschäftigung mit entsprechender Weisungsgebundenheit ge-
genüber den Merkmalen einer selbständigen Tätigkeit überwiegen. Die gleiche Beurteilung 
gilt grundsätzlich auch, sofern es sich bei dem Auftragnehmer um eine Ein-Personen-Gesell-
schaft (z. B. Ein-Personen-GmbH bzw. Ein-Personen-Limited) handelt.  

Insbesondere bei typischen Beschäftigungsverhältnissen – wie beispielsweise bei den nicht 
programmgestaltenden Mitarbeitern in der Film- und Fernsehproduktion – kann die Grün-
dung einer Ein-Personen-GmbH oder Ein-Personen-Limited nicht zur Umgehung eines sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses führen. Beurteilt nach den maßge-
benden tatsächlichen Verhältnissen sind diese Personen vielmehr weisungsgebunden in die 
Arbeitsorganisation der Unternehmen eingegliedert. Arbeitnehmer kann – anders als ein Ar-
beitgeber – ausschließlich eine natürliche Person sein, so dass die Gründung einer Ein-Per-
sonen-GmbH oder Ein-Personen-Limited in diesen Fällen sozialversicherungsrechtlich ins 
Leere geht. 

 
3.2.11 Zusammenfassung ausgewählter Abgrenzungskriterien 

3.2.11.1 Merkmale abhängiger Beschäftigung 

Beschäftigter ist, wer weisungsgebunden vertraglich geschuldete Leistungen im Rahmen einer 
von seinem Vertragspartner bestimmten Arbeitsorganisation erbringt. Dafür spricht 
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- Weisungsgebundenheit, die sich bei Hochqualifizierten und Spezialisten auf eine funkti-
onsgerecht dienende Teilhabe am Arbeitsprozess reduzieren kann 

- Eingliederung in den Betrieb 

- Keine Verfügungsmöglichkeit über die eigene Arbeitskraft  

- Keine im Wesentlichen freigestaltete Arbeitstätigkeit  

- Fremdbestimmtheit der Tätigkeit  

- Keine eigene Betriebsstätte 

- Keine Tragung eines Unternehmerrisikos 

- Vereinbarung von Urlaub 

- Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall 

3.2.11.2 Merkmale selbständiger Tätigkeit 

Selbständig ist im Allgemeinen jemand, der unternehmerische Entscheidungsfreiheit genießt, 
ein unternehmerisches Risiko trägt sowie unternehmerische Chancen wahrnehmen und hier-
für Eigenwerbung betreiben kann. Zu typischen Merkmalen unternehmerischen Handelns 
gehört u. a., dass Leistungen im eigenen Namen und auf eigene Rechnung – statt im Namen 
und auf Rechnung des Auftraggebers - erbracht werden sowie die eigenständige Entschei-
dung über 

- Honorar bzw. Vergütung 

- Einkaufs- und Verkaufspreise  

- Warenbezug 

- Einstellung von Personal 

- Einsatz von eigenem Personal anstelle der persönlichen Leistungserbringung  

- Einsatz von Kapital, Maschinen und sonstiger eigener Betriebsmittel 

- Zahlungsweise der Kunden (z. B. sofortige Barzahlung, Stundungsmöglichkeit, Einräu-
mung von Rabatten) 

- Art und Umfang der Kundenakquisition  

- Art und Umfang von Werbemaßnahmen für das eigene Unternehmen (z. B. Benutzung 
eigener Briefköpfe) 
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4 Optionales Anfrageverfahren 

4.1 Statusfeststellung  

Nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV können die Beteiligten bei der Deutschen Rentenversiche-
rung Bund beantragen, den Status des Erwerbstätigen feststellen zu lassen. Mit dem Anfra-
geverfahren soll den Beteiligten Rechtssicherheit darüber verschafft werden, ob der Auftrag-
nehmer in einem konkreten Auftragsverhältnis selbständig tätig oder abhängig beschäftigt 
ist. Eine Feststellung, dass ein Erwerbstätiger allgemein selbständig tätig ist, kann nicht ge-
troffen werden. Die Feststellung ist nur in Bezug auf ein konkretes Auftragsverhältnis mög-
lich. 

Beteiligte, die eine Statusfeststellung nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV beantragen können, 
sind die Vertragspartner (Auftragnehmer und Auftraggeber), nicht jedoch andere Versiche-
rungsträger. Zu den Beteiligten im Sinne des § 12 Abs. 1 SGB X zählen auch Dritte, wenn 
die vereinbarte Tätigkeit für einen oder bei einem Dritten erbracht wird und ein Beschäfti-
gungsverhältnis zu dem Dritten bestehen könnte. Von dieser Möglichkeit kann nur dann aus-
gegangen werden, wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der Auftragnehmer in die Ar-
beitsorganisation des Dritten eingegliedert ist und dessen Weisungen unterliegt. 

Jeder Beteiligte ist berechtigt, das Anfrageverfahren bei der Deutschen Rentenversicherung 
Bund zu beantragen. Dies gilt auch für bereits beendete Vertragsverhältnisse. Es ist nicht er-
forderlich, dass sich die Beteiligten über die Einleitung eines Anfrageverfahrens einig sind. 
Es ist ausreichend, wenn einer der Beteiligten das Anfrageverfahren beantragt. Der andere 
Beteiligte wird dann zum Verfahren hinzugezogen. Dies gilt für Dritte jedoch nur unter den 
oben genannten Voraussetzungen. 

Wird im Rahmen eines Statusfeststellungsverfahrens nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV fest-
gestellt, dass die vereinbarte Tätigkeit für einen Dritten erbracht wird und liegen Anhalts-
punkte dafür vor, dass der Auftragnehmer in dessen Arbeitsorganisation eingegliedert ist und 
dessen Weisungen unterliegt, wird bei Vorliegen einer Beschäftigung auch festgestellt, ob 
das Beschäftigungsverhältnis zu dem Dritten besteht. 

Das Anfrageverfahren ist im Rahmen der sog. Elementenfeststellung ab 01.04.2022 auf die 
Feststellung einer abhängigen Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit beschränkt (§ 7a 
Abs. 2 Satz 1 SGB IV). Eine Entscheidung über die Versicherungspflicht in der Kranken-, 
Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung aufgrund einer Beschäftigung erfolgt nicht 
mehr.  

Damit soll das Anfrageverfahren einfacher und schneller werden. Zudem ist es auch dann 
zulässig, wenn aufgrund von Versicherungsfreiheitstatbeständen eine Versicherungspflicht 
aufgrund einer Beschäftigung von vornherein ausgeschlossen ist, die Statusentscheidung 
jedoch Arbeitgeberbeitragspflichten auslösen kann (z. B. für einen nach Erreichen der Regel-
altersgrenze beschäftigten Altersvollrentner). In diesen Fällen hatte das Bundessozialgericht 
eine Statusklärung nach § 7a SGB IV bisher ausgeschlossen (u. a. mit Urteil vom 
26.02.2019 – B 12 R 8/18 R –, USK 2019-7).  
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Wird ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis festgestellt, nehmen Arbeitgeber, wie bei der 
Vereinbarung jeder anderen Beschäftigung, eigenständig die versicherungs- und beitrags-
rechtliche Einordnung vor und wenden sich in Zweifelsfällen nach § 28h Abs. 2 SGB IV an 
die zuständige Einzugsstelle. 

Das Anfrageverfahren steht gleichwertig neben den Verfahren der Krankenkassen als Ein-
zugsstellen für den Gesamtsozialversicherungsbeitrag (§ 28h Abs. 2 SGB IV) und der Ren-
tenversicherungsträger als Betriebsprüfstellen (§ 28p SGB IV). Die Abgrenzung erfolgt nach 
dem Kriterium der zeitlichen Vorrangigkeit. Es ist demnach ausgeschlossen, wenn bereits 
durch eine Einzugsstelle oder einen Rentenversicherungsträger ein Verfahren zur Feststel-
lung der Versicherungspflicht aufgrund einer Beschäftigung durchgeführt oder eingeleitet 
wurde, z. B. durch Übersendung eines Fragebogens oder durch Ankündigung einer Betriebs-
prüfung. Ein Verfahren zur Feststellung der Rentenversicherungspflicht aufgrund einer selb-
ständigen Tätigkeit nach § 2 SGB VI schließt das Anfrageverfahren hingegen nicht aus.  

 
4.2 Verwaltungsverfahren  

Für die Prüfung des Erwerbsstatus haben die Beteiligten einen Antrag auszufüllen. Für die 
Antragstellung ist die elektronische oder die Schriftform vorgeschrieben. Die in dem Antrag 
geforderten Angaben sind notwendig, damit das Gesamtbild der Tätigkeit ermittelt werden 
kann und weitgehend sichergestellt ist, dass die für die Entscheidung maßgeblichen Kriterien 
einheitlich erhoben werden. Der „Antrag auf Feststellung des Erwerbsstatus“ kann von der 
für das Statusfeststellungsverfahren zuständigen Clearingstelle der Deutschen Rentenversi-
cherung Bund angefordert werden (www.deutsche-rentenversicherung-bund.de, Rubrik: For-
mularsuche/Statusfeststellungsantrag). 

Die Angaben und Unterlagen, die die Deutsche Rentenversicherung Bund für ihre Entschei-
dung benötigt, hat sie nach § 7a Abs. 3 SGB IV schriftlich oder in elektronischer Form bei 
den Beteiligten (Auftragnehmer, Auftraggeber, Dritten) unter Fristsetzung anzufordern. Die 
Frist, innerhalb der die erforderlichen Angaben zu machen und die Unterlagen vorzulegen 
sind, muss jeweils angemessen festgesetzt werden.  

Nach Abschluss der Ermittlungen hat die Deutsche Rentenversicherung Bund vor Erlass ih-
rer Entscheidung den Beteiligten Gelegenheit zu geben, sich zu der beabsichtigten Entschei-
dung zu äußern (Anhörung nach § 24 SGB X). Nach § 7a Abs. 4 SGB IV teilt sie deshalb 
den Beteiligten mit, welche Entscheidung sie zu treffen beabsichtigt und bezeichnet die Tat-
sachen, auf die sie ihre Entscheidung stützen will. Dies ermöglicht den Beteiligten, vor Erlass 
des Statusbescheides weitere Tatsachen und ergänzende rechtliche Gesichtspunkte vorzu-
bringen. Einer Anhörung bedarf es nicht, soweit einem übereinstimmenden Antrag der Betei-
ligten entsprochen wird. 

Nach Abschluss des Anhörungsverfahrens erteilt die Deutsche Rentenversicherung Bund 
den Beteiligten einen rechtsbehelfsfähigen Bescheid über den Status der Erwerbsperson. 
Die zuständige Einzugsstelle erhält eine Durchschrift des Bescheides. Außerdem wird sie 
unverzüglich informiert, wenn gegen den Bescheid der Deutschen Rentenversicherung Bund 

http://www.deutsche-rentenversicherung-bund.de/
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Widerspruch eingelegt worden ist; über das weitere Verfahren wird die zuständige Einzugs-
stelle regelmäßig unterrichtet. 

Zuständige Einzugsstelle ist die Krankenkasse, die vom Beschäftigten gewählt wurde. Für 
Beschäftigte, die von ihrem Krankenkassenwahlrecht keinen Gebrauch machen, ist die Kran-
kenkasse zuständig, der sie zuletzt vor der Beschäftigung angehörten; ansonsten die vom 
Arbeitgeber bestimmte Krankenkasse. Bei geringfügig Beschäftigten ist die Deutsche Ren-
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Minijob-Zentrale zuständige Einzugsstelle. 

 
4.3 Beginn des Beschäftigungsverhältnisses und Eintritt der Beitragsfälligkeit 

4.3.1 Anfrageverfahren innerhalb eines Monats nach Beschäftigungsbeginn 

Eine Beschäftigung beginnt grundsätzlich mit dem Tag des Eintritts in das Beschäftigungs-
verhältnis. Abweichend hiervon sieht § 7a Abs. 5 Satz 1 SGB IV vor, dass als Tag des Ein-
tritts in das Beschäftigungsverhältnis der Tag der Bekanntgabe der Entscheidung der Deut-
schen Rentenversicherung Bund gilt, wenn 

- der Antrag nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV innerhalb eines Monats nach Aufnahme der 
Tätigkeit gestellt wird,  

- der Beschäftigte dem zustimmt und 

- er für den Zeitraum zwischen Aufnahme der Beschäftigung und der Bekanntgabe der 
Entscheidung der Deutschen Rentenversicherung Bund eine Absicherung gegen das fi-
nanzielle Risiko von Krankheit und zur Altersvorsorge vorgenommen hat, die der Art 
nach den Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung und der gesetzlichen Ren-
tenversicherung entspricht.  

Die Zustimmung des Beschäftigten zum späteren Eintritt in das Beschäftigungsverhältnis 
kann gegenüber der Deutschen Rentenversicherung Bund wirksam nur nach Bekanntgabe 
der Entscheidung über das Bestehen einer Beschäftigung erklärt werden. Das Erfordernis 
der Zustimmung dient dem Schutz der sozialen Rechte des Beschäftigten. Dies ist nur ge-
währleistet, wenn die Zustimmung in Kenntnis der Beschäftigung erteilt wird. 

Die für die Zwischenzeit erforderliche anderweitige Absicherung, die bereits im Zeitpunkt des 
Beginns des Anfrageverfahrens bestehen muss, muss sowohl das finanzielle Risiko von 
Krankheit als auch die Altersvorsorge umfassen. Die Absicherung gegen das finanzielle Ri-
siko von Krankheit kann durch eine freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung oder eine private Krankheitskostenversicherung erfolgen. Dabei muss eine private 
Krankheitskostenversicherung Leistungen vorsehen, die der Art nach den Leistungen der ge-
setzlichen Krankenversicherung entsprechen. Dieses Sicherungsniveau ist erreicht, wenn 
die Krankheitskostenversicherung zumindest Leistungen in dem von § 193 Abs. 3 Satz 1 
Versicherungsvertragsgesetz (VVG) verlangten Umfang vorsieht. Die Auffassung, dass der 
private Versicherungsvertrag oder die freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Kranken-
versicherung auch einen Anspruch auf Krankengeld bzw. eine dem Ersatz von Arbeitsentgelt 
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dienende Leistung vorsehen muss, wird nicht mehr vertreten. Allerdings muss sich die pri-
vate Absicherung auf Angehörige erstrecken, die nach § 10 SGB V familienversichert wären. 
Im Übrigen ist ein Leistungsvergleich nicht anzustellen; in den Grenzen von § 193 Abs. 3 
VVG ist daher unerheblich, ob die vertraglichen Leistungen auf die Erstattung bestimmter 
Teil- und Höchstbeträge beschränkt und bei bestimmten Krankheiten ganz ausgeschlossen 
sind. Zusatz- oder Tagegeldversicherungen sind für sich allein jedoch nicht ausreichend. 
Nicht erforderlich ist, dass eine bestimmte Mindestprämie gezahlt wird.  

Aus einer freiwilligen oder privaten Krankenversicherung folgt im Übrigen die Versicherungs-
pflicht in der Pflegeversicherung, auch wenn in der Vorschrift des § 7a Abs. 5 Satz 1 SGB IV 
eine Absicherung gegen das Risiko der Pflege nicht ausdrücklich genannt ist. 

Eine Absicherung gegen das finanzielle Risiko von Krankheit mindestens im Umfang der 
qualitativen Anforderungen des § 193 Abs. 3 Satz 1 VVG ist auch erforderlich für Personen, 
die von der Krankenversicherungspflicht ausgenommen sind (z. B. Beschäftigte mit einem 
regelmäßigen Arbeitsentgelt oberhalb der Jahresarbeitsentgeltgrenze oder Beschäftigte, die 
daneben hauptberuflich selbständig erwerbstätig sind), ungeachtet der Folge, dass die Wir-
kung aus § 7a Abs. 5 SGB IV sich hier ggf. auf den späteren Beginn des Beschäftigungsver-
hältnisses in der Renten- und Arbeitslosenversicherung beschränkt.  

Auch die geforderte Altersversorgung braucht nicht mit den Leistungen der gesetzlichen 
Rentenversicherung deckungsgleich zu sein; es genügt, dass das Risiko des Alters abgesi-
chert ist. Eine Absicherung zur Altersvorsorge kann durch eine freiwillige Versicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung oder durch eine private Lebens-/Rentenversicherung für 
den Fall des Erlebens des 60. oder eines höheren Lebensjahres erfolgen. Das Sicherungsni-
veau ist hierbei unbeachtlich. Von einem ausreichenden sozialen Schutz ist auszugehen, 
wenn für die private Versicherung Prämien aufgewendet werden, die der jeweiligen Höhe 
des freiwilligen Mindestbeitrags zur gesetzlichen Rentenversicherung entsprechen (im Ka-
lenderjahr 2022 mtl. 83,70 EUR). 

Eine Absicherung gegen das Risiko Invalidität wird nicht gefordert, zumal auch durch freiwil-
lige Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung dieses Risiko grundsätzlich nicht abge-
deckt werden kann. Eine Absicherung für die Hinterbliebenen wird ebenfalls nicht gefordert. 

Die Bekanntgabe der Statusentscheidung der Deutschen Rentenversicherung Bund wäre 
nach § 33 Abs. 2 SGB X grundsätzlich in jeder Form (schriftlich, mündlich oder in anderer 
Weise) möglich; sie erfolgt im Rahmen des § 7a SGB IV jedoch ausschließlich in schriftlicher 
Form.  

Der Beschäftigte kann den Beginn des Beschäftigungsverhältnisses auch von der tatsächli-
chen Aufnahme der Beschäftigung an herbeiführen, wenn er seine Zustimmung zum späte-
ren Beginn des Beschäftigungsverhältnisses nicht erteilt. Nur hierdurch erhält er unter finan-
zieller Beteiligung seines Arbeitgebers Schutz in allen Zweigen der Sozialversicherung ab 
dem frühestmöglichen Zeitpunkt und vermeidet Lücken im Versicherungsschutz. 

Besteht für die festgestellte Beschäftigung Versicherungs- und/oder Beitragspflicht werden 
nach § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV Gesamtsozialversicherungsbeiträge in voraussichtlicher 
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Höhe spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des Monats fällig, in dem die Beschäftigung, 
mit der das Arbeitsentgelt erzielt wird, ausgeübt worden ist oder als ausgeübt gilt; ein verblei-
bender Restbeitrag wird am drittletzten Bankarbeitstag des Folgemonats fällig.  

In § 7a Abs. 5 Satz 2 SGB IV wird von dieser Fälligkeitsregelung abgewichen. Hiernach wird 
die Fälligkeit des Gesamtsozialversicherungsbeitrags bei der Feststellung einer Beschäfti-
gung im Rahmen einer Statusentscheidung nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV auf den Zeit-
punkt hinausgeschoben, zu dem die Statusentscheidung unanfechtbar wird. Die Gesamtso-
zialversicherungsbeiträge für die Zeit ab Beginn der Beschäftigung werden dann spätestens 
mit den Beiträgen der Entgeltabrechnung des Kalendermonats fällig, der auf den Monat folgt, 
in dem die Statusentscheidung unanfechtbar wurde. Da in diesen Fällen für die zurücklie-
gende Zeit - wegen fehlender Fälligkeit - ein Lohnabzug nach § 28g SGB IV nicht vorgenom-
men werden konnte und damit nicht „unterblieben ist“, ist der Abzug des Arbeitnehmerbei-
tragsanteils nicht auf die letzten drei Monate begrenzt. Für die erst zu einem späteren Zeit-
punkt fälligen Gesamtsozialversicherungsbeiträge sind für die Vergangenheit keine Säumnis-
zuschläge zu erheben.  

 
4.3.2 Anfrageverfahren außerhalb eines Monats nach Beschäftigungsbeginn  

Eine Beschäftigung beginnt grundsätzlich mit dem Tag des Eintritts in das Beschäftigungs-
verhältnis. Die Möglichkeit einer davon abweichenden Bestimmung des Beginns des Be-
schäftigungsverhältnisses ist bei Statusentscheidungen nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV im 
Sinne einer Beschäftigung, die erst nach Ablauf eines Monats nach Aufnahme der Tätigkeit 
beantragt werden, nicht vorgesehen.  

In diesen Fällen beginnt die Beschäftigung mit dem tatsächlichen Eintritt in das Beschäfti-
gungsverhältnis. Folglich werden bei versicherungs- und/oder beitragspflichtigen Beschäfti-
gungen nach § 23 Abs. 1 SGB IV Gesamtsozialversicherungsbeiträge rückwirkend spätes-
tens am drittletzten Bankarbeitstag des Monats fällig, in dem die Beschäftigung, mit der das 
Arbeitsentgelt erzielt wird, ausgeübt worden ist oder als ausgeübt gilt. Die Gesamtsozialver-
sicherungsbeiträge sind demnach für die Zeit ab Beginn der Beschäftigung spätestens mit 
den Beiträgen der Entgeltabrechnung des Kalendermonats nachzuzahlen, der auf den Monat 
folgt, in dem die Statusentscheidung unanfechtbar wurde. Der unterbliebene Abzug des Ar-
beitnehmerbeitragsanteils kann jedoch nur für die letzten drei Lohn- oder Gehaltsabrechnun-
gen nachgeholt werden (§ 28g Satz 3 SGB IV). Auf die nachzuzahlenden Gesamtsozialversi-
cherungsbeiträge sind keine Säumniszuschläge zu zahlen, wenn unverschuldet keine Kennt-
nis von der Zahlungspflicht bestand. 

 
4.4 Prognoseentscheidung 

4.4.1 Grundlage der Prognoseentscheidung 

Aufraggeber und Auftragnehmer können im Rahmen der Prognoseentscheidung nach § 7a 
Abs. 4a SGB IV bereits vor Aufnahme der Tätigkeit eine Feststellung des zu erwartenden Er-
werbsstatus erlangen. Damit soll bereits vor Aufnahme einer Erwerbstätigkeit Rechts- und 
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Planungssicherheit ermöglicht werden. Voraussetzung ist, dass bereits ein schriftlicher Ver-
trag über das Auftragsverhältnis geschlossen wurde und die Umstände der beabsichtigten 
Vertragsdurchführung feststehen. 

Die Feststellung des Erwerbsstatus in einem beabsichtigten Auftragsverhältnis erfolgt nach 
den gleichen gesetzlichen und von der Rechtsprechung entwickelten Abgrenzungskriterien, 
wie für die Beurteilung des Erwerbsstatus in einem bestehenden Auftragsverhältnis. Maßge-
bend sind daher auch hier die schriftlichen Vereinbarungen und die beabsichtigten Umstän-
den der Vertragsdurchführung. Entscheidend sind grundsätzlich die beabsichtigten tatsächli-
chen Verhältnisse, wenn diese von den vertraglichen Vereinbarungen abweichen.  

Um die tatsächlichen Verhältnisse der Ausübung der Tätigkeit realitätsnah und zutreffend er-
fassen zu können, sind demnach neben den oftmals abstrakt gehaltenen Vertragsbedingun-
gen insbesondere die Angaben der Beteiligten entscheidend, wie das Vertragsverhältnis 
konkret ausgefüllt und gelebt werden soll. Zu den Umständen der zu Grunde zu legenden 
Vertragsausübung gehören z. B. der Rahmen und die Vorgaben zur Ausführung des Auf-
trags sowie die Art und Weise der Zusammenarbeit mit dem Auftraggeber.  

Die Beteiligten haben daher bei Antragstellung die tatsächlichen Umstände der Tätigkeit zu 
antizipieren. Ermöglichen die antizipierten und angegebenen Umstände keine abschließende 
Beurteilung, z. B., weil sie zu ungenau oder nicht ausreichend sind, kann eine Prognoseent-
scheidung nicht getroffen werden. Der Antrag auf Prognoseentscheidung ist dann abzu-
lehnen.  

Wird während eines laufenden Verfahrens für eine Prognoseentscheidung die Erwerbstätig-
keit aufgenommen, ist eine Prognoseentscheidung ausgeschlossen. In diesen Fällen ist das 
Verfahren mit einer Statusfeststellung nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV abzuschließen. Einer 
Ablehnung des Antrags auf Prognoseentscheidung wegen Zeitablaufs und einer erneuten 
Antragstellung nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV bedarf es hierfür nicht.  

Dritte können eine Prognoseentscheidung nicht beantragen. Das Verfahren kann, durch ei-
nen Dritten veranlasst, wegen seiner Komplexität nicht sachgerecht zeitnah durchgeführt 
werden. 

Zur Ausgestaltung des Verwaltungsverfahrens gelten die Ausführungen in Abschnitt 4.2 ent-
sprechend. 

 
4.4.2 Wirkung der Prognoseentscheidung 

Die Prognoseentscheidung stellt als Verwaltungsakt den Status des Erwerbstätigen für das 
später entsprechend der vorherigen Angaben gelebte Auftragsverhältnis bindend fest. Einer 
Bestätigung oder weiteren Entscheidung bedarf es für die Rechtswirksamkeit der Prognose-
entscheidung nach Aufnahme der Tätigkeit nicht.  

Wird das Auftragsverhältnis bei Aufnahme der Tätigkeit tatsächlich abweichend von den vor-
herigen Angaben gelebt oder ändern sich die schriftlichen Vereinbarungen oder die Um-
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stände der Vertragsdurchführung innerhalb des ersten Monats der Tätigkeit, haben die Betei-
ligten dies nach § 7a Abs. 4a Satz 3 SGB IV unverzüglich mitzuteilen. Dabei ist jede Ände-
rung zwischen der prognostizierten und der tatsächlichen Abwicklung des Auftragsverhältnis-
ses anzuzeigen. Die Prüfung, ob sich die Änderung auf die Prognoseentscheidung auswirkt, 
erfolgt durch die Deutsche Rentenversicherung Bund. 

Ergibt sich hierbei eine wesentliche Änderung in den der Prognoseentscheidung zu Grunde 
gelegten Verhältnissen, hebt die Deutsche Rentenversicherung Bund die Entscheidung nach 
Maßgabe des § 48 SGB X aufgrund einer Änderung in den Verhältnissen mit Wirkung für die 
Zukunft auf. Wird die Mitteilungspflicht vorsätzlich oder grob fahrlässig nicht unverzüglich er-
füllt, ist die Prognoseentscheidung rückwirkend zum Zeitpunkt der Aufnahme der Tätigkeit 
aufzuheben. Der Zeitpunkt der Aufnahme der Tätigkeit gilt dabei nach § 7a Abs. 4a Satz 5 
SGB IV als Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse. 

Treten die Änderungen erst später ein oder war die Prognoseentscheidung bereits bei ihrem 
Erlass rechtswidrig, z. B., weil vorsätzlich falsche Angaben der Entscheidung zu Grunde ge-
legt wurden, finden die Rücknahmeregelungen der §§ 44, 45 und 48 SGB X uneingeschränkt 
Anwendung. 

 
4.5 Gutachterliche Äußerung (Gruppenfeststellung)  

4.5.1 Statusbeurteilung gleicher Auftragsverhältnisse 

Auftraggeber können im Rahmen einer gutachterlichen Äußerung nach § 7a Abs. 4b SGB IV 
eine Gruppenfeststellung des Erwerbsstatus der in gleichen Auftragsverhältnissen tätigen 
Auftragnehmer erlangen. Damit soll bürokratischer Aufwand vermieden und möglichst früh-
zeitig umfassende Rechts- und Planungssicherheit geschaffen werden. 

Die Gruppenfeststellung kann für verschiedene zukünftige Auftragnehmer eines Auftragge-
bers in gleichen Auftragsverhältnissen sowie für einen Auftragnehmer eines Auftraggebers in 
zukünftigen gleichen Auftragsverhältnissen (z. B. auf Basis eines Rahmenvertrages) getrof-
fen werden.  

Für Auftragsverhältnisse bei unterschiedlichen Auftraggebern ist die Gruppenfeststellung 
nicht vorgesehen, da in diesen Fällen gleiche Auftragsverhältnisse nur wenig realistisch er-
scheinen.  

Dritte können eine Gruppenfeststellung nicht beantragen. 

Die Gruppenfeststellung kann daher grundsätzlich nur vom Auftraggeber beantragt werden. 
Soweit ein Auftragnehmer beim selben Auftraggeber in gleichen Auftragsverhältnissen wie-
derholt tätig wird, kann auch der Auftragnehmer eine Gruppenfeststellung beantragen. 
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4.5.2 Voraussetzungen der Gruppenfeststellung 

Eine Gruppenfeststellung setzt eine Statusentscheidung nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV zu 
einem konkreten Auftragsverhältnis eines Auftragnehmers voraus. Auf Basis dieser rechts-
kräftigen Statusentscheidung in einem Einzelfall, kann eine Gruppenfeststellung zum Er-
werbsstatus von Auftragnehmern in gleichen Auftragsverhältnissen getroffen werden.  

Auftragsverhältnisse sind in diesem Sinne nach § 7a Abs. 4b Satz 2 SGB IV gleich, wenn die 
vereinbarten Tätigkeiten ihrer Art und den Umständen der Ausübung nach übereinstimmen 
und ihnen einheitliche vertragliche Vereinbarungen zu Grunde liegen.  

Geringfügige Abweichungen, z. B. hinsichtlich der Tätigkeit, der Vergütungshöhe oder auch 
der Modalitäten, sind grundsätzlich unschädlich und stehen einer Übereinstimmung hier nicht 
entgegen. 

In der gutachterlichen Äußerung zur Gruppenfeststellung sind  

• die Art der Tätigkeit,  

• die zu Grunde gelegten vertraglichen Vereinbarungen,  

• die maßgeblichen Umstände der Ausübung,  

• der Erwerbsstatus und  

• die Rechtswirkung  

anzugeben.  

 
4.5.3 Rechtswirkung der Gruppenfeststellung 
Die Gruppenfeststellung wird dem Auftraggeber übermittelt, der sie nach § 7a Abs. 4b Satz 4 
SGB IV den künftigen Auftragnehmern gleicher Auftragsverhältnisse, die von der Gruppen-
feststellung erfasst werden sollen, in Kopie auszuhändigen hat. Die Auftragnehmer haben 
dann die Möglichkeit, die Einbeziehung in die Gruppenfeststellung zu überprüfen und ggf. 
eine individuelle Statusfeststellung zu beantragen.  

Bei der gutachterlichen Äußerung zur Gruppenfeststellung handelt es sich nicht um einen 
Verwaltungsakt. Daher gelten für Gruppenfeststellungen im Sinne einer selbständigen Tätig-
keit nach § 7a Abs. 4c Satz 1 SGB IV eigenständige Vertrauensschutzregelungen. 

Wird hiernach für ein innerhalb von zwei Jahren nach Zugang der Gruppenfeststellung im 
Sinne einer selbständigen Tätigkeit beim Auftraggeber begründetes gleiches Auftragsverhält-
nis durch die Deutsche Rentenversicherung Bund oder einen anderen Versicherungsträger 
eine Beschäftigung festgestellt, tritt eine Versicherungspflicht auf Grund dieser Beschäfti-
gung erst mit dem Tag der Bekanntgabe der Feststellung der Beschäftigung ein, wenn für 
den Beschäftigten für den Zeitraum zwischen Aufnahme der Beschäftigung und deren Fest-
stellung eine Absicherung gegen das finanzielle Risiko von Krankheit und zur Altersvorsorge 
nach § 7a Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 SGB IV bestand, die der Art nach den Leistungen der gesetzli-
chen Kranken- und Rentenversicherung entspricht (vgl. hierzu im Einzelnen Abschnitt 4.3.1). 
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Einer Zustimmung des Beschäftigten zum späteren Beginn der Versicherungspflicht bedarf 
es nicht. 

Mit der begrenzten Vertrauensschutzwirkung soll sichergestellt werden, dass aufgrund einer 
einmal erfolgten Gruppenfeststellung nicht über viele Jahre hinweg neue Auftragsverhält-
nisse von einer Statusbeurteilung erfasst werden, die wegen geänderter Verhältnisse (z. B. 
aufgrund neuerer Rechtsprechung) so nicht mehr getroffen werden würde. Dabei orientiert 
sich die Frist von zwei Jahren an der Frist zur Rücknahme rechtswidrig begünstigender Ver-
waltungsakte mit Dauerwirkung nach § 45 Abs. 3 Satz 1 SGB X.  

Die Rechtswirkung der Gruppenfeststellung für gleiche Auftragsverhältnisses tritt nur ein, 
wenn dem von der Rechtswirkung betroffenen Auftragnehmer die Gruppenfeststellung nach-
weisbar ausgehändigt wurde.  

 
4.6 Rechtsbehelfe gegen Statusentscheidungen 

Widerspruch und Klage eines Beteiligten gegen eine Status- bzw. Prognoseentscheidung 
der Deutschen Rentenversicherung Bund haben nach § 7a Abs. 6 Satz 1 SGB IV aufschie-
bende Wirkung. Von den angefochtenen Entscheidungen gehen somit zunächst keine 
Rechtswirkungen aus. Dies hat zur Folge, dass vom Auftraggeber bei Feststellung einer Be-
schäftigung zunächst 

- keine Gesamtsozialversicherungsbeiträge zu zahlen und 

- keine Meldungen zu erstatten 

und von den Sozialversicherungsträgern zunächst 

- keine Leistungen zu erbringen 

sind. Diese Rechtsfolgen treten auch dann ein, wenn nur einer der Beteiligten gegen den Be-
scheid der Deutschen Rentenversicherung Bund Rechtsmittel eingelegt hat, selbst dann, 
wenn der andere Beteiligte mit der Feststellung der Beschäftigung einverstanden war.  

Eine dem § 7a Abs. 6 Satz 1 SGB IV entsprechende Regelung für Statusentscheidungen der 
Einzugsstellen bzw. der Rentenversicherungsträger im Rahmen von Betriebsprüfungen be-
steht nicht. In diesen Fällen entfalten Rechtsbehelfe keine aufschiebende Wirkung.  

Für die in § 7a Abs. 6 SGB IV vorgesehene aufschiebende Wirkung von Rechtsbehelfen ge-
gen Statusentscheidungen im Sinne einer Beschäftigung besteht kein Raum, wenn diese 
Entscheidung zu einer von den Beteiligten bereits in der Vergangenheit als Beschäftigung 
beurteilten und entsprechend gemeldeten Erwerbstätigkeit ergeht. 

Im Widerspruchsverfahren zu einer Statusfeststellung oder Prognoseentscheidung besteht 
ein Anspruch auf mündliche Anhörung. Damit soll die Akzeptanz der späteren Entscheidung 
erhöht werden, wenn den Beteiligten zuvor die Gelegenheit gegeben wird, die individuellen 
Gegebenheiten, die entscheidungserheblichen Tatsachen und die rechtlich erheblichen Um-
stände zu erörtern. Voraussetzung für eine mündliche Anhörung ist eine ausreichende 
schriftliche Begründung des Widerspruchs. 
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4.7 Pflichten des Auftraggebers 

Der Auftraggeber hat zu prüfen, ob Versicherungspflicht als Arbeitnehmer vorliegt. Ist dies 
der Fall, hat er alle Pflichten, die sich für einen Arbeitgeber aus den Vorschriften des Sozial-
gesetzbuches ergeben, zu erfüllen. Hierzu gehören insbesondere  

- die Ermittlung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts,  

- die Berechnung und Zahlung des Gesamtsozialversicherungsbeitrags,  

- die Erstattung von Meldungen nach der DEÜV und 

- die Führung von Entgeltunterlagen.  

Dies gilt auch, wenn die Deutsche Rentenversicherung Bund in einem Statusfeststellungs-
verfahren nach § 7a Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 4a SGB IV das Vorliegen einer Beschäftigung 
bindend festgestellt hat. 

Die Entgeltunterlagen sind nach den Bestimmungen der Beitragsverfahrensverordnung zu 
führen. Zu den Entgeltunterlagen sind nach § 8 Abs. 2 BVV auch zu nehmen: 

- die Vereinbarung mit dem Arbeitnehmer bzw. eine Niederschrift der wesentlichen  
Vertragsbedingungen (§ 2 Abs. 1 Nachweisgesetz) 

- der Antrag über die Einleitung eines Statusfeststellungsverfahrens 

- der Bescheid eines Versicherungsträgers über eine Statusentscheidung 

- Mitteilungen über Rechtsmittel gegen Statusfeststellungen 

- die gutachterliche Äußerung (Gruppenfeststellung) 

Entscheidungen von Versicherungsträgern über das Bestehen einer selbständigen Tätigkeit 
sollten aus Beweissicherungsgründen ebenfalls zu den Vertragsunterlagen genommen wer-
den. 

 
4.8 Melderecht 

Es gelten die Regelungen der §§ 28a ff. SGB IV i. V. m. der DEÜV. 

Anmeldungen nach § 6 DEÜV sind mit der ersten folgenden Lohn- und Gehaltsabrechnung, 
spätestens innerhalb von sechs Wochen nach Beginn der Beschäftigung, zu erstatten. Als 
Beginn der Beschäftigung ist der Zeitpunkt des Eintritts in das Beschäftigungsverhältnis ein-
zutragen. Gilt als Beginn des Beschäftigungsverhältnisses der Zeitpunkt der Bekanntgabe 
der Statusentscheidung, ist dieser Zeitpunkt einzutragen.  

 
4.9 Erfahrungsbericht zu befristeten Neuregelungen 

Die Regelungen zur Statusentscheidung gegenüber Dritten, Möglichkeit der Antragstellung 
durch Dritte, Prognoseentscheidung und Gruppenfeststellung sowie mündlichen Anhörung 
im Widerspruchsverfahren treten zum 30.06.2027 wieder außer Kraft.  
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Die Deutsche Rentenversicherung Bund hat dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
zuvor bis zum 31.12.2025 einen Bericht über die Erfahrungen mit der Anwendung dieser Re-
gelungen vorzulegen. 

 

5 Obligatorisches Anfrageverfahren 

5.1 Allgemeines 

Seit dem 01.01.2005 hat die Einzugsstelle bei der Deutschen Rentenversicherung Bund 
nach § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV ein Statusfeststellungsverfahren zu beantragen, wenn der 
Arbeitgeber bei der Einzugsstelle die Beschäftigung eines Ehegatten/Lebenspartners oder 
GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführers3 anmeldet. Die Anmeldung dieser Personen ist da-
her gesondert zu kennzeichnen (§ 28a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Buchst. d und e SGB IV). Die 
Kennzeichnung erfolgt nur bei der erstmaligen Meldung des Beginns der Beschäftigung nach 
§ 28a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB IV.  

Dieses obligatorische Statusfeststellungsverfahren wurde seit dem 01.01.2008 auf mitarbei-
tende Abkömmlinge des Arbeitgebers ausgedehnt. Abkömmlinge sind die Kinder oder wei-
tere Nachkommen einer Person, die in gerader Linie voneinander abstammen. Hierzu gehö-
ren nicht nur die im ersten Grad verwandten Kinder, sondern auch Enkel, Urenkel usw. Zu 
den Abkömmlingen werden auch Adoptivkinder gerechnet, nicht dagegen Stief- oder Pflege-
kinder.  

Auch das obligatorische Anfrageverfahren ist im Rahmen der sog. Elementenfeststellung ab 
01.04.2022 auf die Feststellung einer abhängigen Beschäftigung oder selbständigen Tätig-
keit beschränkt (§ 7a Abs. 2 Satz 1 SGB IV). Eine Entscheidung über die Versicherungs-
pflicht in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung aufgrund einer Be-
schäftigung erfolgt nicht mehr. 

Tritt die Zugehörigkeit zum Personenkreis des § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV erst im Laufe eines 
bestehenden Beschäftigungsverhältnisses ein, wird kein obligatorisches Statusfeststellungs-
verfahren ausgelöst. Sofern noch keine Statusentscheidung eines Versicherungsträgers vor-
liegt, besteht jedoch die Möglichkeit, zur Erlangung der Bindung der Bundesagentur für Ar-
beit (vgl. Abschnitt 6.2) einen Statusfeststellungsantrag nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV im 
Rahmen des optionalen Anfrageverfahrens zu stellen. 

 
5.2 Verfahren 

Nach § 28a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe d und e SGB IV hat der Arbeitgeber bei der An-
meldung anzugeben, ob zum Arbeitnehmer eine Beziehung als Ehegatte, Lebenspartner o-
der Abkömmling besteht, oder ob es sich um eine Tätigkeit als geschäftsführender Gesell-

                                                           
3 Dazu zählen auch Gesellschafter-Geschäftsführer einer Unternehmergesellschaft - UG - (haftungsbeschränkt), 
vgl. Punkt 1 der Niederschrift der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung über Fragen 
des gemeinsamen Beitragseinzugs am 25./26.09.2008. Nicht dazu zählen mitarbeitende Gesellschafter einer 
englischen Limited. Diese können jedoch ein Anfrageverfahren nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV einleiten. 
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schafter einer GmbH handelt. Dies gilt auch für geschäftsführende Gesellschafter der Unter-
nehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) im Sinne des Gesetzes zur Modernisierung des 
GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen (MoMiG) als Unterform der GmbH.  

Bei der Anmeldung ist daher folgendes „Statuskennzeichen“ anzugeben:  

„1“  bei dem Ehegatten, Lebenspartner oder Abkömmling des Arbeitgebers 

„2“  bei dem geschäftsführenden Gesellschafter einer GmbH. 

Die Angabe des Statuskennzeichens ist auch bei der Anmeldung eines geringfügig Beschäf-
tigten vorzunehmen. 

Geht bei der Einzugsstelle eine entsprechende erstmalige Anmeldung (mit Meldegrund „10“) 
ein, wird die Meldung an die Deutsche Rentenversicherung Bund weitergeleitet, die darauf-
hin mit dem Versand entsprechender Feststellungsbögen die Ermittlungen zur Statusfeststel-
lung einleitet. Dies gilt auch, wenn bereits eine Betriebsprüfung beim Arbeitgeber angekün-
digt worden ist. Über die abschließende Statusfeststellung erhalten die betroffenen Arbeitge-
ber/Auftraggeber und Arbeitnehmer/Auftragnehmer einen Bescheid innerhalb von vier Wo-
chen nach Eingang der vollständigen, für die Entscheidung erforderlichen Unterlagen. Die 
Einzugsstelle und die Bundesagentur für Arbeit werden ebenfalls unterrichtet. Die Mitteilung 
erfolgt im maschinellen DEÜV-Meldeverfahren. 

Da lediglich bei der Aufnahme einer entsprechenden Beschäftigung ein Statusfeststellungs-
verfahren durchzuführen ist, wird bei anderweitigen Meldungen mit einem Statuskennzei-
chen ein Statusfeststellungsverfahren nicht eingeleitet. Ist eine Anmeldung unzutreffend mit 
Meldegrund „10“ vorgenommen worden (zum Beispiel bei der Umwandlung einer geringfügi-
gen in eine mehr als geringfügige Beschäftigung), wird ein Statusfeststellungsverfahren 
ebenfalls nicht durchgeführt. Der Arbeitgeber wird von der Deutschen Rentenversicherung 
Bund aufgefordert, die Meldung zu berichtigen. Die Einzugsstelle erhält eine entsprechende 
maschinelle Information. Sie hat die Berichtigung der Meldung zu überwachen.  

Ist eine Anmeldung unzutreffend ohne Statuskennzeichen“ vorgenommen worden, ist die 
korrekte Anmeldung nachzuholen und das obligatorische Statusfeststellungsverfahren ent-
sprechend einzuleiten. 

Die Anmeldung einer Beschäftigung, die im Rahmen einer Betriebsprüfung beim Arbeitgeber 
festgestellt wurde, ist ohne Statuskennzeichen vorzunehmen, da kein weiteres Statusfest-
stellungsverfahren ausgelöst werden soll.  

 
5.3 Beginn des Beschäftigungsverhältnisses  

Aufgrund der Besonderheit des obligatorischen Anfrageverfahrens, das durch die Anmel-
dung der Beschäftigung der Betroffenen ausgelöst wird, besteht für die Anwendung der Re-
gelungen über den späteren Beginn des Beschäftigungsverhältnisses und die hinausgescho-
bene Fälligkeit der Beiträge nach § 7a Abs. 5 SGB IV kein Raum. Dies gilt auch für die in 



Sta tus fes ts te llung  von Erwerbs tä tigen  
 
 

_________________________________________________  

- 31 - 

§ 7a Abs. 6 SGB IV vorgesehene aufschiebende Wirkung von Rechtsbehelfen gegen Status-
entscheidungen über das Vorliegen einer Beschäftigung, da mit einer solchen Entscheidung 
die Einschätzung der Beteiligten bestätigt wird.  

Insofern führen die Einzugsstellen das Versicherungsverhältnis entsprechend der Anmel-
dung nach § 28a Abs. 1 SGB IV durch. 

 
5.4 Fehlende Mitwirkung 

Kann wegen fehlender Mitwirkung eine Entscheidung nicht getroffen werden, wird der Arbeit-
geber mit dem ablehnenden Bescheid aufgefordert, die Meldung zu stornieren. Der Arbeitge-
ber wird darauf hingewiesen, dass eine Entscheidung über das Vorliegen/Nichtvorliegen ei-
ner Beschäftigung oder einer selbständigen Tätigkeit mangels Mitwirkung nicht getroffen 
werden konnte und bei einer späteren Feststellung einer Beschäftigung Sozialversicherungs-
beiträge nachzuzahlen sein werden. Die Einzugsstelle und die Bundesagentur für Arbeit er-
halten eine entsprechende maschinelle Information. Die Einzugsstelle überwacht die Stornie-
rung der Meldung.  

 
5.5 Zuständigkeit bei unterbliebener Kennzeichnung 

Das Statusfeststellungsverfahren ist auch dann nach § 7a SGB IV durch die Deutsche Ren-
tenversicherung Bund durchzuführen, wenn die Einzugsstelle auf andere Weise als aus der 
entsprechenden Kennzeichnung einer förmlichen Meldung des Arbeitgebers über den Be-
schäftigungsbeginn aufgrund objektiver Umstände Kenntnis davon erlangt, dass der Er-
werbstätige Ehegatte, Lebenspartner oder Abkömmling des Arbeitgebers oder geschäftsfüh-
render Gesellschafter einer GmbH ist. Das Fehlen einer Anmeldung des Arbeitgebers oder 
das Nicht-setzen des entsprechenden Kennzeichens in der Anmeldung ist für die Durchfüh-
rung des Statusfeststellungsverfahrens durch die Deutschen Rentenversicherung Bund un-
schädlich. Insofern ist für die in § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV genannten Personengruppen von 
einer Alleinzuständigkeit der Deutschen Rentenversicherung Bund auszugehen. 

Sofern der Einzugsstelle bereits Unterlagen zur Feststellung des versicherungsrechtlichen 
Status eingereicht wurden, sollen diese an die Deutsche Rentenversicherung Bund zur Sta-
tusfeststellung weitergegeben werden. Der Absender der Unterlagen soll von der Einzugs-
stelle über die Weitergabe unterrichtet werden.  

Ein Überprüfungsantrag zu einer in der Vergangenheit ergangenen Statusentscheidung einer 
Einzugsstelle nach § 28h Abs. 2 SGB IV rechtfertigt hingegen keine Überprüfung dieser Sta-
tusentscheidung in einem Anfrageverfahren nach § 7a Abs. 1 SGB IV; hier greift der Aus-
schlusstatbestand nach § 7a Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz SGB IV. Daher verbleibt es hier 
bei der Zuständigkeit der Einzugsstelle. 

Im Rahmen der Betriebsprüfung stellen die Rentenversicherungsträger für im Betrieb tätige 
Ehegatten, Lebenspartner oder Abkömmlinge des Arbeitgebers oder geschäftsführende Ge-
sellschafter einer GmbH den Erwerbsstatus und eine ggf. damit verbundene Versicherungs- 
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und/oder Beitragspflicht fest, sofern ihr sozialversicherungsrechtlicher Status nicht bereits 
durch Verwaltungsakt festgestellt wurde. 

 

6 Bindung der Versicherungsträger 

6.1 Bindungswirkung für Versicherungsträger 

An nach dem 31.03.2022 getroffene Statusfeststellungen nach § 7a Abs. 1 SGB IV sind die 
Versicherungsträger bei der Beurteilung der Versicherungspflicht aufgrund eines Auftrags-
verhältnisses nach § 7a Abs. 2 Satz 4 SGB IV gebunden.  

Dies gilt für Entscheidungen der Einzugsstelle nach § 28h Abs. 2 SGB IV, des betriebsprü-
fenden Rentenversicherungsträgers nach § 28p Abs. 1 Satz 5 SGB IV und des Rentenversi-
cherungsträgers nach § 2 SGB VI, soweit es um die Beurteilung des betreffenden Auftrags-
verhältnisses geht. 

Die Bindungswirkung gilt auch für eine Prognoseentscheidung nach § 7a Abs. 4a SGB IV. 
Für eine Gruppenfeststellung nach § 7a Abs. 4b SGB IV gilt die besondere Rechtswirkung 
nach § 7a Abs. 4c SGB IV. 

Der Feststellungsbescheid bindet die Versicherungsträger so lange, wie er wirksam ist. Hin-
sichtlich der Wirksamkeit des Bescheides gilt § 39 SGB X.  

Über die Aufhebung der Statusfeststellung nach § 7a Abs. 1 und 4a SGB IV entscheidet un-
ter den Voraussetzungen der § 44 ff. SGB X die Clearingstelle der Deutschen Rentenversi-
cherung Bund. Ein Überprüfungsverfahren ist auch durchzuführen, wenn Änderungen ange-
zeigt werden. Werden maßgebliche Änderungen im Rahmen einer Betriebsprüfung nach 
§ 28p SGB IV festgestellt, erfolgt die Aufhebung der Statusfeststellung durch den prüfenden 
Rentenversicherungsträger. 

 
6.2 Bindung der Bundesagentur für Arbeit 

6.2.1 Statusfeststellungen der Rentenversicherungsträger 
Bis zum 31.03.2022 war die Bundesagentur für Arbeit nach § 336 SGB III an Statusentschei-
dungen und die damit verbundenen Entscheidungen über die Versicherungspflicht der Deut-
schen Rentenversicherung Bund nach § 7a Abs. 1 SGB IV leistungsrechtlich hinsichtlich der 
Zeiten gebunden, für die das Bestehen eines versicherungspflichtigen Beschäftigungsver-
hältnisses festgestellt wurde. Dies galt für alle Entscheidungen im Rahmen des optionalen 
Anfrageverfahrens nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV wie auch des obligatorischen Anfrage-
verfahrens nach § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV nach dem 31.12.2004. Diese leistungsrechtliche 
Bindung besteht für in der Zeit vom 01.01.2005 bis 31.03.2022 getroffene Statusentschei-
dungen nach § 7a Abs. 1 SGB IV nach § 453 SGB III fort. 

An Statusfeststellungen, die nach dem 31.03.2022 nach § 7a Abs. 1 SGB IV getroffen wur-
den, ist die Bundesagentur für Arbeit – wie alle anderen Versicherungsträger – bei ihrer Be-
urteilung der Versicherungspflicht aufgrund eines Auftragsverhältnisses nach § 7a Abs. 2 
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Satz 4 SGB IV gebunden. Dies gilt nach der Gesetzesbegründung ausdrücklich auch, soweit 
die Versicherungspflicht Voraussetzung für einen Anspruch auf Leistungen der Arbeitsförde-
rung ist (BT-Drs. 19/29893 S. 30). Dies gilt auch für eine Prognoseentscheidung nach § 7a 
Abs. 4a SGB IV und – vorbehaltlich der Rechtswirkung nach § 7a Abs. 4c SGB IV – für eine 
Gruppenfeststellung nach § 7a Abs. 4b SGB IV. 

Die Bundesagentur für Arbeit akzeptiert darüber hinaus die Bindung auch für Statusentschei-
dungen sowie Entscheidungen über die Versicherungspflicht der Rentenversicherungsträger 
im Rahmen einer Betriebsprüfung nach § 28p SGB IV nach dem 31.12.2004.  

Der Feststellungsbescheid bindet die Bundesagentur für Arbeit so lange, wie er wirksam ist. 
Hinsichtlich der Wirksamkeit des Bescheides gilt § 39 SGB X.  

 
6.2.2 Statusfeststellungen der Einzugsstellen 

Stellt die Einzugsstelle im Rahmen des § 28h Abs. 2 SGB IV das Vorliegen eines versiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses fest, tritt grundsätzlich keine Bindungswirkung 
der Bundesagentur für Arbeit ein.  

Wird von einer Einzugsstelle eine Statusfeststellung ausdrücklich im Hinblick auf eine Bin-
dung der Bundesagentur für Arbeit an die Feststellung einer Beschäftigung begehrt, wird 
diese,  

- sofern über den Status in der ausgeübten Tätigkeit noch keine Entscheidung (nach den 
§§ 7a, 28h Abs. 2 oder 28p SGB IV) getroffen wurde und 

- sie selbst die ausgeübte Tätigkeit unverbindlich als Beschäftigungsverhältnis qualifiziert, 

den Vertragspartnern empfehlen, auf eine Entscheidung im Rahmen von § 28h Abs. 2 
SGB IV zu verzichten und stattdessen bei der Deutschen Rentenversicherung Bund – zur Si-
cherstellung der Bindung der Bundesagentur für Arbeit – eine Statusfeststellung nach § 7a 
Abs. 1 Satz 1 SGB IV zu beantragen.  

Eine Statusfeststellung nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV kann auch in den Fällen beantragt 
werden, in denen für die von § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV erfassten Personen zunächst keine 
Meldung erstattet wurde, weil die Vertragsparteien bisher davon ausgingen, die Tätigkeit 
würde kein Beschäftigungsverhältnis begründen; diese Einschätzung nunmehr aber über-
prüft werden soll.  

Die Deutsche Rentenversicherung Bund wird sich in derartigen Fällen nicht auf den Aus-
schlusstatbestand des § 7a Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz SGB IV berufen.  

Wird die ausgeübte Tätigkeit von der Einzugsstelle nicht als Beschäftigungsverhältnis qualifi-
ziert sowie in den Fällen, in denen die Einzugsstelle ohne ausdrückliche Bezugnahme auf 
die Bindungswirkung nach § 7a Abs. 2 Satz 4 SGB IV angegangen wird, trifft sie eine Ent-
scheidung im Rahmen von § 28h Abs. 2 SGB IV. 
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6.2.3 Statusfeststellungen in Bestands- und Übergangsfällen 

Hatte die Agentur für Arbeit eine Zustimmungserklärung nach § 336 SGB III in der bis zum 
31.12.2004 geltenden Fassung abgegeben, war sie an diese Erklärung bis zu fünf Jahre leis-
tungsrechtlich gebunden. Gleichwohl wird die Bundesagentur für Arbeit in analoger Anwen-
dung des § 336 SGB III in der Fassung vom 01.01.2005 bis 31.03.2022 sowie des § 453 
SGB III ihre leistungsrechtliche Bindung in diesen Fällen auch nach Ablauf der Bindungsfrist 
der Erklärung akzeptieren, sofern sich die für die versicherungsrechtliche Beurteilung maß-
gebenden Verhältnisse zwischenzeitlich nicht geändert haben. 

Die Bundesagentur für Arbeit erklärt sich darüber hinaus ebenfalls leistungsrechtlich gebun-
den an Entscheidungen der Einzugsstellen nach § 28h Abs. 2 SGB IV im Rahmen von Sta-
tusfeststellungsverfahren während des Zeitraums: 

• vom 01.01.2005 bis 31.05.2010 über das Vorliegen eines versicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnisses von Gesellschafter-Geschäftsführern einer GmbH, die diese 
Beschäftigung vor dem 01.01.2005 aufgenommen hatten. Diese Entscheidungen sind 
der Bundesagentur für Arbeit im Leistungsfall ggf. vorzulegen. 

• vom 01.01.2005 bis 31.05.2010 über das Vorliegen eines versicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnisses von Ehegatten/Lebenspartnern des Arbeitgebers, unabhängig 
davon, ob diese Beschäftigung vor oder nach dem 01.01.2005 aufgenommen wurde. Bei 
Beschäftigungsaufnahme vor dem 01.01.2005 sind diese Entscheidungen der Bunde-
sagentur für Arbeit im Leistungsfall ggf. vorzulegen. Bei Beschäftigungsaufnahme nach 
dem 31.12.2004 wird die Bundesagentur für Arbeit im maschinellen DEÜV-Meldeverfah-
ren über die Entscheidung unterrichtet. 

• vom 01.01.2008 bis 31.05.2010 über das Vorliegen eines versicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnisses von Abkömmlingen des Arbeitgebers, die diese Beschäftigung 
vor dem 01.01.2008 aufgenommen hatten. Diese Entscheidungen sind der Bundesagen-
tur für Arbeit im Leistungsfall ggf. vorzulegen. 

Dabei ist ausreichend, wenn das Statusfeststellungsverfahren bis zum 31.05.2010 eingeleitet 
worden war. 

 
6.2.4 Änderung in den Verhältnissen 

Da es bei einer Änderung in den Verhältnissen für eine Aufhebung der Bindung der Bunde-
sagentur für Arbeit entscheidend auf die Aufhebung des die Bindung bewirkenden Beschei-
des über die Statusfeststellung ankommt, enthält der Bescheid über die Feststellung eines 
Beschäftigungsverhältnisses einen ausdrücklichen Hinweis, dass sich die Adressaten bei ei-
ner Änderung in den Verhältnissen an die Stelle zu wenden haben, die den Bescheid erlas-
sen hat.  

In einem erneuten Verfahren ist dann die Aufhebung des ursprünglichen Bescheides zu prü-
fen; unter den Voraussetzungen des § 44 ff. SGB X ist der Bescheid aufzuheben. Ein Über-
prüfungsverfahren ist auch durchzuführen, wenn entsprechende Änderungen angezeigt oder 
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im Rahmen einer Betriebsprüfung nach § 28p SGB IV festgestellt werden. Über das Ergeb-
nis des Überprüfungsverfahrens werden die Einzugsstelle und die Bundesagentur für Arbeit 
unterrichtet.  

Ein Überprüfungsantrag zu einer Statusentscheidung einer Einzugsstelle nach § 28h Abs. 2 
SGB IV, die keine Bindung der Bundesagentur für Arbeit bewirkt hatte, mit dem Ziel die Bin-
dung der Bundesagentur für Arbeit nach § 7a Abs. 2 Satz 4 SGB IV zu erlangen, rechtfertigt 
keine Überprüfung dieser Statusentscheidung in einem Anfrageverfahren nach § 7a Abs. 1 
SGB IV; hier greift der Ausschlusstatbestand nach § 7a Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz 
SGB IV. 
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